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 I. Steuerrecht für Unternehmen und Unternehmer

 1. Kürzere Abschreibungsdauer für technische Ausstattung bei PC und Co.
Wer nach dem 01.01.2021 Computer, technische Ausstattung oder Software für Arbeit oder Studium 

angeschafft hat, kann die Kosten dafür nach einem aktuellen Schreiben des Bundesfinanzministeriums 

vom 22.02.2022 (Az. IV C 3 – S-2190 / 21 / 10002 :025) gleich im ersten Jahr in voller Höhe steuermin-

dernd geltend machen. 

In der Vergangenheit war eine Sofortabschreibung im Anschaffungsjahr nur möglich, wenn der Kaufpreis 

nicht mehr als 800 Euro netto betrug. Für Anschaffungen von Computer und Co. entfällt diese Grenze 

seit 2021. Somit unterliegen auch hochpreisige Geräte nicht mehr der dreijährigen Abschreibung. Die 

steuerliche Ersparnis kommt Arbeitnehmenden sowie Unternehmerinnen und Unternehmern damit 

schneller zugute. 

Unternehmerinnen und Unternehmer können die Aufwendungen als Betriebsausgaben ansetzen. Zwingend 

vorgeschrieben ist allerdings, die Wirtschaftsgüter in ein Bestandsverzeichnis aufzunehmen. Auch diese 

Regelung gilt bereits rückwirkend ab dem 01.01.2021. Eine Anwendung anderer Abschreibungsmethoden, 

z. B. die Verteilung auf mehrere Jahre, ist allerdings grundsätzlich weiterhin möglich. 

Arbeitnehmende, die berufsbedingt einen Computer, Zubehör oder entsprechende Software kaufen, 

können die Kosten als Werbungskosten geltend machen. Belege für die Anschaffungen sollten daher 

aufbewahrt werden, insbesondere dann, wenn die Werbungskostenpauschale überschritten wird.

 2. Erwerb eines Gebäudes mit Abbruchabsicht – Zur Entkräftung des Anscheinsbeweises 
Das Finanzgericht Münster hat zum Anscheinsbeweis, der bei Abbruch eines Gebäudes innerhalb von drei 

Jahren nach Anschaffung für einen Erwerb mit Abbruchabsicht spricht und damit den Sofortabzug der 

Abbruchkosten ausschließt, Stellung genommen (Az. 13 K 1116/18). 

Der Erwerber eines objektiv technisch oder wirtschaftlich noch nicht verbrauchten Gebäudes könne, wenn 

er dieses nach dem Erwerb abreiße, AfaA vornehmen und die Abbruchkosten als Betriebsausgaben bzw. 

Werbungskosten abziehen, sofern er das Gebäude ohne Abbruchabsicht erworben habe. Wenn er es 

hingegen in der Absicht erworben habe, es (teilweise) abzubrechen und anschließend grundlegend 

umzubauen, seien der anteilige Restwert des abgebrochenen Gebäudes und die Abbruchkosten keine 

sofort abziehbaren Werbungskosten, sondern Teil der Herstellungskosten des neugestalteten (umgebau-

ten) Gebäudes. Eine Abbruchabsicht in diesem Sinn sei auch dann zu bejahen, wenn der Erwerber beim 

Erwerb des Gebäudes für den Fall der Undurchführbarkeit des geplanten Umbaus den Abbruch des 

Gebäudes billigend in Kauf genommen habe. 

Bei (Teil-)Abbruch des Gebäudes innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung spreche ein Beweis des 

ersten Anscheins für eine Abbruchabsicht. Den für eine Abbruchabsicht sprechenden Beweis des ersten 

Anscheins könne der Steuerpflichtige durch einen Gegenbeweis entkräften, insbesondere der Art, dass 

es zu dem Abbruch erst aufgrund eines ungewöhnlichen, nicht typischen Geschehensablaufs gekommen 

sei. Nicht erforderlich sei der Vollbeweis des Gegenteils. 
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Im Streitfall spreche der Beweis des ersten Anscheins für eine Abbruchabsicht, da die Klägerin die Gebäude 

innerhalb von drei Jahren nach der Anschaffung abbrechen ließ. Die Klägerin habe den Gegenbeweis 

nicht erbracht, dass sie die Gebäude nicht in Abbruchabsicht erworben hat. Der Beweis des ersten 

Anscheins könne nicht als entkräftet angesehen werden. Soweit sich die Klägerin zur Begründung des 

Abbruchs auf einen ungewöhnlichen, nicht typischen Geschehensablaufs berufen habe, vermöge dies 

einen Gegenbeweis nicht zu erbringen, weil es sich entweder nicht um einen ungewöhnlichen, nicht 

typischen Geschehensablauf handelte oder der vorgetragene Geschehensablauf aufgrund der Beweisauf-

nahme nicht als erwiesen angesehen werden könne. 

 3. Zum Abzinsungssatz von 5,5 % für unverzinsliche Verbindlichkeiten
Das Finanzgericht Münster hat dazu Stellung genommen, ob der Abzinsungssatz von 5,5 % für unverzins-

liche Verbindlichkeiten verfassungsgemäß ist (Az. 2 K 700/18). 

Verbindlichkeiten sind betriebliche Schuldposten i. S. v. § 266 Abs. 3 C. HGB, für die ein Passivierungs gebot 

nach § 247 Abs. 1 Satz 1 HGB besteht, das auch für die Steuerbilanz nach § 5 Abs. 1 Satz 1 EStG gilt. 

Verbindlichkeiten sind Verpflichtungen des Unternehmens gegenüber Dritten, die am Bilanzstichtag nach 

Grund und Höhe feststehen. Verbindlichkeiten sind nach § 253 Abs. 1 Satz 2 Var. 1 HGB grundsätzlich zu 

ihrem Erfüllungsbetrag anzusetzen, wobei der Rückzahlungsbetrag grundsätzlich dem Nennwert der Schuld 

entspricht. Diesem Bilanzansatz geht nach § Abs. 6 EStG die steuerrechtliche Bewertungsvorschrift des 

§ 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG vor. 

Gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 3 Satz 1 EStG sind Verbindlichkeiten unter sinngemäßer Anwendung der Vorschriften 

des § 6 Abs. 1 Nr. 2 EStG 2 anzusetzen und mit einem Zinssatz von 5,5 % abzuzinsen. Gemäß § 6 Abs. 1 

Nr. 3 Satz 2 EStG sind ausgenommen von der Abzinsung Verbindlichkeiten, deren Laufzeit am Bilanzstich-

tag weniger als zwölf Monate beträgt, und Verbindlichkeiten, die verzinslich sind oder auf einer Anzah-

lung oder Vorausleistung beruhen. Eine Laufzeit von weniger als zwölf Monaten ist anzunehmen, wenn 

die Verbindlichkeit vor Ablauf eines Jahres nach dem Bilanzstichtag vollständig getilgt ist. Das Gericht 

sieht auch § 6 Abs. 1 Nr. 3 EStG insbesondere hinsichtlich dessen Zinssatz, der mit dem in § 6 Abs. 1 Nr. 3a 

Buchst. e EStG übereinstimmt, als verfassungsgemäß an.

 4.  Gebäudeteil als selbstständiges Wirtschaftsgut bei unterschiedlichem Nutzungs- und 
Funktionszusammenhang
Wenn ein einheitliches Gebäude zu unterschiedlichen Zwecken genutzt wird, die nicht nur vorüberge-

hender Natur sind, bilden die jeweiligen Nutzungsteile ertragsteuerlich selbstständige Wirtschaftsgüter. 

Die Herstellungskosten sind den selbstständigen Wirtschaftsgütern jeweils gesondert zuzurechnen.  

So entschied das Hessische Finanzgericht (Az. 8 K 343/20). 

Wenn ein Nutzungsteil noch nicht fertig gestellt sei, komme ein Abzug der Herstellungskosten im Wege 

der AfA insoweit nicht in Betracht, wie die Herstellungskosten auf den (noch nicht fertiggestellten) 

Gebäudeteil entfallen. 

Der Aufteilungsmaßstab bei einem insgesamt fertiggestellten und gemischtgenutzten Gebäude sei 

regelmäßig das Verhältnis der jeweiligen Flächen. 
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 5.  Rasche Umsetzung der internationalen Vereinbarung  
über Mindestbesteuerung multinationaler Unternehmen 
Die EU-Kommission hat am 22.12.2021 eine Richtlinie vorgeschlagen, mit der die effektive Mindest-

besteuerung der weltweiten Tätigkeiten multinationaler Konzerne sichergestellt werden soll. Damit löst 

sie die Zusage der EU ein, unverzüglich und als eine der ersten die kürzlich erzielte historische Verein-

barung über eine globale Steuerreform umzusetzen, deren Ziel ein fairer, transparenter und stabiler 

Rahmen für die internationale Unternehmensbesteuerung ist. 

Der Vorschlag, mit dem der Grundsatz eines effektiven Steuersatzes von 15 %, auf den sich 137 Länder 

und Gebiete geeinigt haben, in der EU in die Praxis umgesetzt wird, ist eng an die internationale Ver-

einbarung angelehnt. Er umfasst eine Reihe von Vorschriften zur Berechnung des effektiven Steuersatzes, 

damit dieser ordnungsgemäß und einheitlich in der gesamten EU angewandt wird. 

Die vorgeschlagenen Vorschriften sollen für große inländische und internationale Konzerne gelten, die 

mit ihrer Muttergesellschaft oder einer Tochtergesellschaft in einem EU-Mitgliedstaat ansässig sind. Für 

den Fall, dass der effektive Mindeststeuersatz nicht von dem Land angewandt wird, in dem ein niedrig 

besteuertes Unternehmen ansässig ist, kann der Mitgliedstaat der Muttergesellschaft gemäß den neuen 

Bestimmungen eine »Top-up-Steuer« erheben. Der Vorschlag gewährleistet auch die effektive Besteuerung 

in Fällen, in denen die Muttergesellschaft ihren Sitz außerhalb der EU in einem Niedrigsteuerland hat, 

das keine gleichwertigen Vorschriften anwendet.

 6.  Ausländische Betriebsstätten einer im Inland ansässigen Kapitalgesellschaft –  
Arbeitgeber i. S. d. Art. 15 Abs. 2 Buchst. b OECDMA? 
Das Finanzgericht Niedersachsen hat zur Frage Stellung genommen, ob ausländische Betriebsstätten 

einer im Inland ansässigen Kapitalgesellschaft als Arbeitgeber i. S. des Art. 15 Abs. 2 Buchst. b OECD-

Musterabkommens (OECD-MA) anzusehen sind (Az. 11 K 14196/20, 11 K 14197/20 und 11 K 14198/20). 

Die in Deutschland ansässige Klägerin wird in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft betrieben und ist 

über Zweigniederlassungen weltweit tätig. Die in den Auslandsniederlassungen tätigen Arbeitnehmer 

hatten ihren Wohnsitz jeweils im Beschäftigungsstaat. In unregelmäßigen zeitlichen Abständen kamen 

sie für kurzfristige Dienstreisen, z. B. zu Schulungen oder Projektarbeiten, zum Stammhaus nach Deutsch-

land. Diese Inlandsdienstreisen nahmen sie im Interesse der jeweiligen Auslandszweigniederlassung vor, 

die neben der kompletten Tätigkeitsvergütung auch die anfallenden Reisekosten trug. Die gesamten mit 

der Tätigkeit dieser Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verbundenen Kosten erfasste die jeweilige Aus-

landsniederlassung in ihrer Buchführung. Das deutsche Stammhaus erstattete diese Kosten weder ganz 

noch teilweise. Das Finanzamt nahm bei der Klägerin als inländischer Arbeitgeberin gemäß § 38 Abs. 1 

Satz 1 Nr. 1 EStG einen Lohnsteuerabzug von dem auf die Inlandsdienstreisen entfallenden Arbeitslohn 

der Arbeitnehmer ihrer ausländischen Betriebsstätten vor. 
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Die Klage hatte keinen Erfolg. Das Besteuerungsrecht für den Arbeitslohn, der auf die Inlandstage der 

ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entfalle, stehe dem Tätigkeitsstaat Deutschland zu. 

Die Klägerin – und nicht die jeweilige Zweigniederlassung (Betriebsstätte) – sei als Arbeitgeberin i. S. 

des Art. 15 Abs. 2 Buchst. b OECD-MA anzusehen. Der Wortlaut des Art. 15 Abs. 2 Buchst. c unterscheide 

ausdrücklich zwischen den Begriffen Betriebsstätte und Arbeitgeber. Der Regelungsbereich des Buchst. 

c wäre ausgehöhlt, wenn die Betriebsstätte unter den Arbeitgeber-Begriff des Buchst. b zu fassen wäre. 

Überdies verknüpfe der Wortlaut des Buchst. b den Arbeitgeber-Begriff und die Ansässigkeit miteinander. 

Daraus folge, dass ein Arbeitgeber ansässig sein könne. Wie der Bundesfinanzhof bereits zutreffend 

ausgeführt habe, könne eine Betriebsstätte nicht in einem Vertragsstaat ansässig sein (Az. I R 109/85). 

Zudem handele es sich im Streitfall um unselbstständige Zweigniederlassungen, die zivilrechtlich nicht 

rechtsfähig seien. Daher könnten sie zivilrechtlich nicht Vertragspartner und damit Arbeitgeber sein. Der 

von der Rechtsprechung entwickelte wirtschaftliche Arbeitgeber- Begriff stelle auf eine »rechtlich 

selbstständige Person« ab. Nach Art. 5 OECD-MA bleibe die Betriebsstätte als solche aber unselbstständig 

und werde allein zum Zwecke der Gewinnzuordnung nach Art. 7 OECD-MA fiktiv verselbständigt. Darüber 

hinaus sei kein Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrundsatz, die Niederlassungsfreiheit sowie die 

Arbeitnehmerfreizügigkeit festzustellen.

 7. Nachweise und formale Voraussetzungen für den Abzug von Bewirtungsaufwendungen
Im Rahmen von Betriebsprüfungen bei Gewerbetreibenden und freiberuflich Tätigen erfreuen sich seit 

jeher die Kosten für Bewirtungen von Geschäftsfreunden, Klienten und Mandanten der besonderen 

Aufmerksamkeit der Betriebsprüfer/Betriebsprüferinnen. Auch der Gesetzgeber und die Steuergerichte 

hatten und haben diesen Bereich der Betriebsausgaben immer wieder im Blick und Regelungen in ver-

schiedenen Gesetzen geschaffen bzw. darüber geurteilt. Betrachtet man die Höhe dieser Aufwendungen 

im Vergleich mit allen anderen Positionen in einer normalen Gewinn- und Verlustrechnung oder der 

Kostenrechnung eines Betriebes, ist die besondere Regelungsdichte für diese Kosten zwar nicht verständ-

lich, sondern eher von Vorurteilen geprägt, aber in der Praxis muss man unabhängig davon mit dieser 

Handhabung umgehen. Dies drückt sich auch darin aus, dass nur 70 % der nachgewiesenen Kosten als 

Betriebsausgaben abzugsfähig sind. 

Das Bundesfinanzministerium hat in einem Schreiben vom 30. Juni 2021 Zusammenfassungen der beste-

henden, aber auch neue Regelungen veröffentlicht und dabei insbesondere die modernen Buchführungs-

formen seit dem letzten Schreiben aus 1994 berücksichtigt. In dem Schreiben wird wie bisher zwischen 

Rechnungsbeträgen bis 250 Euro und darüberhinausgehenden Beträgen unterschieden. Für Kleinrech-

nungen gelten die auch für die Umsatzsteuer erleichterten Regelungen hinsichtlich der Adressangaben 

der Rechnungsempfänger. Erfolgt die Bewirtung in einem Bewirtungsbetrieb (Gaststätte, Café, Hotel etc.), 

ist Grundlage des Nachweises die Rechnung dieses Betriebes. Neben den allgemein erforderlichen Inhal-

ten einer Rechnung (Name, Anschrift des Bewirtungsbetriebs und des Rechnungsempfängers, StNr. oder 

ID-Nr., Leistungsbeschreibungen) müssen auch die aus der neuen Kassensicherungsverordnung hervor-

gehenden Voraussetzungen erfüllt sein, z. B. eine Transaktionsnummer mit zertifizierter technischer 

Sicherheitseinrichtung. Bei unbaren Zahlungen genügt aber die Rechnung mit dem dazugehörigen 

Zahlungsbeleg. Auch digitale Rechnungen sind als Nachweis der Aufwendungen zulässig. Viele Voraus-

setzungen sind aber gleich geblieben, so z. B. das Erfordernis der Angaben zu den bewirteten Personen. 



Seite 9

Mandanten-
Rundschreiben
Juni 2022

Westerfelhaus und Partner mbB 
Wirtschaftsprüfer Steuerberater Rechtsanwalt

Weiter enthält das Schreiben auch Regelungen über Bewirtungsaufwendungen außerhalb von Bewirtungs-

einrichtungen und für Bewirtungen im Ausland. 

Die Regelungen sind verpflichtend ab dem 1. Juli 2021 anzuwenden, allerdings sind die besonderen 

Bedingungen nach der KassenSichV entsprechend der allgemein dafür geltenden Anwendungsregelung 

erst ab dem 1. Januar 2023 zu erfüllen.

 8.  Zur Beherrschungsidentität bei mittelbarer Beteiligung über eine Kapitalgesellschaft  
an einer Besitz-Personengesellschaft 
Der Bundesfinanzhof hat dazu Stellung genommen, ob im Falle einer Grundstücksüberlassung zwischen 

zwei GmbH & Co. KGs die personelle Verflechtung vorliegt, wenn die Kommanditisten der vermietenden 

Gesellschaft sämtliche Anteile einer GmbH halten, die alleinige Kommanditistin der mietenden Gesellschaft 

ist und sämtliche Anteile an deren Komplementärin hält und ob in dieser Konstellation die vermietende 

Gesellschaft die erweiterte Kürzung für Grundstücksunternehmen beanspruchen kann (Az. IV R 7/18). 

Auch eine Beteiligung der an der Betriebsgesellschaft beteiligten Gesellschafter an einer Besitz-Perso-

nengesellschaft, die lediglich mittelbar über eine Kapitalgesellschaft bestehe, sei bei der Beurteilung 

einer personellen Verflechtung als eine der Voraussetzungen einer Betriebsaufspaltung zu berücksichtigen. 

Nach § 9 Nr. 1 Satz 1 GewStG werde die Summe des Gewinns und der Hinzurechnungen um 1,2 % des 

Einheitswerts des zum Betriebsvermögen des Unternehmers gehörenden Grundbesitzes gekürzt (sog. 

einfache Kürzung). An Stelle der Kürzung nach Satz 1 trete nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG auf Antrag bei 

Unternehmen, die ausschließlich eigenen Grundbesitz oder neben eigenem Grundbesitz eigenes Kapital-

vermögen verwalten und nutzen oder daneben Wohnungsbauten betreuen oder Einfamilienhäuser, 

Zweifamilienhäuser oder Eigentumswohnungen errichten und veräußern, die Kürzung um den Teil des 

Gewerbeertrags, der auf die Verwaltung und Nutzung des eigenen Grundbesitzes entfalle (sog. erweiterte 

Kürzung). 

Die Inanspruchnahme der erweiterten Kürzung sei gemäß § 9 Nr. 1 Satz 5 Nr. 1 GewStG ausgeschlossen, 

wenn der Grundbesitz ganz oder zum Teil dem Gewerbebetrieb eines Gesellschafters oder Genossen diene. 

Der Gesetzgeber sehe in diesem Fall die Voraussetzungen für eine Begünstigung des Grundstücksunter-

nehmens nicht mehr als gegeben an, weil bei einer Nutzung des Grundstücks im Gewerbebetrieb des 

Gesellschafters ohne Zwischenschaltung eines weiteren Rechtsträgers die Grundstückserträge in den 

Gewerbeertrag einfließen und damit der Gewerbesteuer unterliegen würden.
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 9. Voraussetzungen eines steuerfreien Sanierungsertrags
Das Finanzgericht Münster hat zu den Voraussetzungen eines steuerfreien Sanierungsertrags Stellung 

genommen (Az. 9 V 2784/21). 

Gem. § 3a Abs. 1 Satz 1 EStG sind Betriebsvermögensmehrungen oder Betriebseinnahmen aus einem 

Schuldenerlass zum Zwecke einer unternehmensbezogenen Sanierung i. S. d. Absatzes 2 (Sanierungsertrag) 

steuerfrei. Eine unternehmensbezogene Sanierung liege gem. § 3a Abs. 2 EStG vor, wenn der Steuerpflich-

tige für den Zeitpunkt des Schuldenerlasses die Sanierungsbedürftigkeit und die Sanierungsfähigkeit des 

Unternehmens, die Sanierungseignung des betrieblich begründeten Schuldenerlasses und die Sanierungs-

absicht der Gläubiger nachweise.

Die Sanierungsfähigkeit/Sanierungseignung sei gegeben, wenn das Überleben des Unternehmens durch 

den Schuldenerlass und ggf. weitere Sanierungsmaßnahmen bei objektiver Beurteilung gesichert sei. 

Abzustellen sei insbesondere auf die Ertragslage und die Höhe des Betriebsvermögens vor und nach der 

Sanierung, auf die Kapitalverzinsung durch die Erträge des Unternehmens und darauf, ob das Unterneh-

men die Zins- und Tilgungsleistungen für die verbliebenen Verbindlichkeiten aus den voraussichtlich 

positiven Zahlungsüberschüssen der künftigen Geschäftstätigkeit leisten könne.

An das Vorliegen der Sanierungsabsicht seien keine strengen Anforderungen zu stellen. Die Sanierungs-

absicht werde vermutet, wenn der Schuldner sanierungsbedürftig sei und der Erlass geeignet sei, die 

Sanierung herbeizuführen. Unschädlich sei es insoweit, dass der Gläubiger mit dem Forderungserlass 

typischerweise auch eigene Motive verfolge und der Schulderlass nur das Mittel zum Zweck sei, zumindest 

einen Teil seiner Restforderung oder eine Geschäftsbeziehung zu retten. Solche Motive seien unschädlich, 

sofern die Sanierungsabsicht mitentscheidend sei.

 10. Antrag auf Steuerbefreiung eines Sanierungsertrags in Altfällen – Kein rückwirkendes Ereignis
Der Antrag auf Steuerbefreiung eines Sanierungsertrags in Altfällen (Schuldenerlass vor dem 09.02.2017) 

ist kein rückwirkendes Ereignis. So entschied das Finanzgericht Baden-Württemberg (Az. 8 K 1367/20). 

Die Klägerin habe keinen Anspruch auf Erlass eines Feststellungsbescheids und Änderung des Gewerbe-

steuermessbescheids zur Berücksichtigung eines Sanierungsertrags. Die allgemeine vierjährige Feststel-

lungsfrist für die gesonderte und einheitliche Feststellung eines Sanierungsertrags für das Jahr 2009 sei 

im Zeitpunkt der Antragstellung am 14.11.2019 bereits abgelaufen gewesen. Ob eine Pflicht zur Erklärung 

eines Sanierungsertrags bestehe oder sich die Erklärungspflicht nach § 181 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 AO auch 

auf den Sanierungsertrag nach § 3a EStG erstrecke, könne dahinstehen. Selbst wenn eine Erklärungspflicht 

bestanden hätte, aber die Abgabe der allgemeinen Feststellungserklärung im Jahr 2009 nicht auch als 

eine (negative) Erklärung des Sanierungsertrags nach § 3a EStG gelten würde, sei die Feststellungsfrist – 

mangels Abgabe einer Feststellungserklärung – spätestens am 31.12.2016 abgelaufen gewesen. 
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Mit der Antragstellung habe auch keine neue Feststellungsfrist begonnen. Die Ausübung des Antrags 

stelle kein rückwirkendes Ereignis dar. Durch § 52 Abs. 4a Satz 3 EStG werde dem Steuerpflichtigen zwar 

das Wahlrecht eingeräumt, § 3a EStG über seinen originären zeitlichen Anwendungsbereich (Neufälle mit 

Schuldenerlass nach dem 08.02.2017) hinaus anzuwenden. Das Wahlrecht stelle aber nicht selbst ein 

Merkmal des gesetzlichen Tatbestands dar, sondern sei lediglich formelle Voraussetzung der rückwirken-

den Anwendung des § 3a EStG auf den (Alt-)Fall. § 52 Abs. 4a EStG sei nicht Teil des gesetzlichen Steuer-

tatbestands des § 3a EStG, sondern regele als Übergangsvorschrift lediglich den zeitlichen Anwendungs-

bereich des § 3a EStG. Die Eröffnung des Anwendungsbereichs des § 3a EStG auch für Sanierungserträge 

in Altfällen durch § 52 Abs. 4a Satz 3 EStG habe zu einer Gleichbehandlung mit den Neufällen, aber nicht 

zu einer Besserstellung der Altfälle führen sollen. 

Die Klägerin und auch ihr Gesellschafter hätten zwar über mehrere Jahre sowohl im Rahmen der geson-

derten und einheitlichen Gewinnfeststellung als auch auf Ebene der Einkommensteuerfestsetzung bzw. 

erhebung versucht, eine steuerliche Begünstigung des (vermeintlichen) Sanierungsertrags zu erreichen, 

und seien insoweit (auch in formaler Hinsicht) an der wohl undurchsichtigen (Verwaltungs)Rechtslage 

gescheitert. Die nicht eindeutige Rechtslage hätte aber auf der Verwaltungspraxis beruht, die nach der 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ohnehin wegen Verstoßes gegen den Grundsatz der Gesetzmäßig-

keit der Verwaltung rechtswidrig gewesen sei und daher keinen Billigkeitserlass hätte rechtfertigen 

können. Aus dem sog. Sanierungserlass und den vorangegangenen Billigkeitsverfahren der Klägerin und 

des Gesellschafters folge somit auch keine schutzwürdige verfahrensrechtliche Stellung im vorliegenden, 

nunmehr auf gesetzlicher Grundlage stehenden Verfahren.

 11. Zur Fälligkeitserfordernis bei der Zehn-Tages-Regelung
Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs setzen sog. regelmäßig wiederkehrende Einnahmen und 

Ausgaben gemäß § 11 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 EStG voraus, dass sie kurze Zeit vor Beginn bzw. 

kurze Zeit nach Ende des Kalenderjahres ihrer wirtschaftlichen Zugehörigkeit nicht nur gezahlt, sondern 

auch fällig geworden sind (Az. X R 2/21). 

Im Streitfall ermittelte der Kläger seinen gewerblichen Gewinn durch eine EinnahmenÜberschuss- Rech-

nung. Die Umsatzsteuer für die Monate Mai bis Juli 2017 zahlte er verspätet (erst am 09.01.2018), machte 

die Zahlung dennoch als Betriebsausgabe für das Streitjahr 2017 geltend. Das beklagte Finanzamt gewährte 

den Abzug nicht. Es meinte, es lägen keine regelmäßig wiederkehrenden Ausgaben im Sinne des Einkom-

mensteuergesetzes vor, da die betroffene Umsatzsteuer nicht rund um die Jahreswende 2017/2018, 

sondern weitaus früher fällig geworden sei. Einspruch und Klage gegen den Einkommensteuer- und 

Gewerbesteuermessbescheid hatten keinen Erfolg. 

Der Bundesfinanzhof wies die Revision zurück. Zwar handele es sich bei Umsatzsteuerzahlungen um 

regelmäßig wiederkehrende Ausgaben. Des Weiteren habe der Kläger die dem Streitjahr 2017 wirtschaft-

lich zuzuordnende Umsatzsteuer auch innerhalb kurzer Zeit nach dem 31.12.2017 gezahlt. Hinzukommen 

müsse aber, dass die jeweilige Ausgabe auch kurze Zeit vor bzw. nach Ende des Jahres der wirtschaftlichen 

Zugehörigkeit fällig geworden sei.
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 12. Gestaltungsmissbrauch durch Hin- und Herzahlen bei überschuldeter Kapitalgesellschaft
Bei einer Kapitalgesellschaft stellt die Einlage durch die Alleingesellschafterin in die Kapitalrücklage zur 

anschließenden Tilgung von Verbindlichkeiten gegenüber der Alleingesellschafterin – anstelle eines 

wirtschaftlich vergleichbaren Forderungsverzichts durch die Alleingesellschafterin – einen Gestaltungs-

missbrauch i. S. d. § 42 AO dar. So entschied das Finanzgericht Düsseldorf (Az. 7 K 101/18). 

Nach § 42 Abs. 1 AO kann durch Missbrauch von Gestaltungsmöglichkeiten des Rechts das Steuergesetz 

nicht umgangen werden. Wenn der Tatbestand der Regelung in einem Einzelsteuergesetz erfüllt ist, die 

der Verhinderung von Steuerumgehungen dient, bestimmen sich die Rechtsfolgen nach jener Vorschrift. 

Anderenfalls entsteht der Steueranspruch beim Vorliegen eines Missbrauchs so, wie er bei einer den 

wirtschaftlichen Vorgängen angemessenen rechtlichen Gestaltung entsteht. Ein Missbrauch rechtlicher 

Gestaltungsmöglichkeiten liegt vor, wenn eine unangemessene rechtliche Gestaltung gewählt wird, die 

beim Steuerpflichtigen oder einem Dritten im Vergleich zu einer angemessenen Gestaltung zu einem 

gesetzlich nicht vorgesehenen Steuervorteil führt, es sei denn, dass für die gewählte Gestaltung außer-

steuerliche Gründe nachgewiesen werden, die nach dem Gesamtbild der Verhältnisse beachtlich sind. 

Nach diesen Maßstäben sei bei der hier gewählten Vorgehensweise ein Missbrauch rechtlicher Gestal-

tungsmöglichkeiten darin zu sehen, dass die Alleingesellschafterin der Klägerin eine lediglich buchhal-

terisch vollzogene Einlage von Geldmitteln in die Kapitalrücklage der Klägerin leistete, um ihr gemäß 

des zugleich gefassten Entschlusses eine unmittelbar der Einlage folgende und ebenfalls nur buchhalte-

risch vollzogene Tilgung von zuvor gewährten Darlehen mit den zugeführten Geldmitteln zu ermöglichen. 

Die Vorgehensweise diente lediglich der Vermeidung der vom Gesetz vorgesehenen Rechtsfolge bei einem 

Verzicht eines Gesellschafters auf seinen Rückzahlungsanspruch aus einem der Gesellschaft hingegebenen 

Darlehen und stellt sich als eine unangemessene Gestaltung mit dem alleinigen Ziel der Steuerminderung 

dar, die nicht durch außersteuerliche Gründe gerechtfertigt war.

 13.  Aufwendungen für die Teilnahme an Messen als Miet- und Pachtzinsen  
nicht zum Gewerbeertrag hinzuzurechnen 
Das Finanzgericht Münster hat dazu Stellung genommen, ob Aufwendungen für die Teilnahme an Messen 

als Miet- und Pachtzinsen zum Gewerbeertrag hinzuzurechnen sind (Az. 13 K 1122/19). 

Für die Hinzurechnung nach § 8 GewStG ist darauf abzustellen, ob die Wirtschaftsgüter Anlagevermögen 

des Mieters oder Pächters wären, wenn sie in seinem Eigentum stünden. Die Frage, ob das fiktiv im 

Eigentum des Steuerpflichtigen stehende Wirtschaftsgut zu dessen Anlagevermögen gehören würde, 

orientiere sich maßgeblich an der Zweckbestimmung des Wirtschaftsguts in dem Betrieb, die einerseits 

subjektiv vom Willen des Steuerpflichtigen abhänge, sich andererseits aber an objektiven Merkmalen 

nachvollziehen lassen müsse. Gemeint sei, dass es sich bei dem überlassenen Wirtschaftsgut der Art nach 

um Anlagevermögen handele, wobei es ausreiche, wenn das Wirtschaftsgut dazu gewidmet sei, auf Dauer 

eine Nutzung im Geschäftsbetrieb zu ermöglichen. Die Prüfung müsse den Geschäftsgegenstand des 

Unternehmens berücksichtigen und sich so weit wie möglich an den betrieblichen Verhältnissen des 

Steuerpflichtigen orientieren. 



Seite 13

Mandanten-
Rundschreiben
Juni 2022

Westerfelhaus und Partner mbB 
Wirtschaftsprüfer Steuerberater Rechtsanwalt

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze, seien die streitigen Aufwendungen nicht für Wirtschaftsgüter 

des Anlagevermögens entstanden, wenn sie im Eigentum der Klägerin stünden. Soweit der streitige Betrag 

nicht für die Überlassung von Messeständen aufgewandt wurde, komme eine (fiktive) Zuordnung von 

Wirtschaftsgütern zum Anlagevermögen bereits aus diesem Grund nicht in Betracht. Soweit die Klägerin 

den streitigen Betrag hingegen als Gegenleistung für die Überlassung von Messeständen aufgewandt 

habe, handele es sich bei diesen Messeständen, wenn sie im Eigentum der Klägerin stünden, nicht um 

ihr Anlagevermögen.

 14. Hinzurechnung der vertraglich auf gewerbetreibenden Mieter umgelegten Grundsteuer
Grundsteuer, die vom Vermieter geschuldet, aber vertraglich auf den gewerbetreibenden Mieter umgelegt 

wird, gehört zur Miete und ist deshalb gewerbesteuerrechtlich dem Gewinn zum Teil hinzuzurechnen. Das 

entschied der Bundesfinanzhof (Az. III R 65/19). 

Für Zwecke der Gewerbesteuer wird der Gewinn aus Gewerbebetrieb durch Hinzurechnungen und Kürzun-

gen modifiziert. Hinzuzurechnen ist u. a. nach § 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG ein Achtel der Miet- und 

Pachtzinsen für die Benutzung der unbeweglichen Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, soweit die 

Aufwendungen bei der Ermittlung des Gewinns abgesetzt worden sind. 

Die Klägerin, eine GmbH, hatte von ihren Gesellschaftern ein Betriebsgebäude gemietet. Im Mietvertrag 

war vereinbart, dass die Klägerin als Mieterin die Grundsteuer tragen sollte. Das Finanzamt vertrat die 

Ansicht, dass die auf die Klägerin vertraglich umgelegte Grundsteuer zu der von ihr zu zahlenden Miete 

gehöre und deshalb gewerbesteuerrechtlich hinzuzurechnen sei. Das Finanzgericht sah das anders und 

gab der Klage statt. 

Der Bundesfinanzhof gab jedoch der Finanzbehörde Recht. Der vom Gesetz verwendete Begriff der Miet- 

und Pachtzinsen sei wirtschaftlich zu verstehen. Dazu gehören auch vom Mieter getragene Aufwendungen, 

die nach dem gesetzestypischen Lastenverteilungssystem eigentlich vom Vermieter zu tragen wären, aber 

vertraglich vom Mieter übernommen werden. Ein derartiger Fall liege hier vor. Schuldner der Grundsteuer 

sei der Eigentümer, d. h. der Vermieter. Zivilrechtlich könne die Grundsteuer jedoch auf den Mieter 

überwälzt werden. Sie fließe damit in den Mietzins ein, der gewerbesteuerrechtlich zum Teil hinzuzu-

rechnen sei. Die Hinzurechnung könne somit nicht dadurch reduziert werden, dass der Mieter Aufwen-

dungen übernehme, die eigentlich vom Vermieter zu tragen wären und dieser im Gegenzug einen ent-

sprechend geminderten Mietzins akzeptiere.
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 15. Steuerbefreiung bei der Gewerbesteuer für Grundstückserträge
Wenn von einer Privatperson oder einer Gesellschaft von Personen (z. B. einer GbR) Grundstücke vermie-

tet werden, unterliegen diese Grundstückserträge nicht der Gewerbesteuer, es liegt ja kein Gewerbebetrieb 

vor. Gehören die Grundstücke aber einer Gesellschaft, deren Rechtsform zwangsläufig einen Gewerbe betrieb 

fingiert, dies ist z. B. bei einer GmbH, GmbH & Co. KG, einer AG oder Genossenschaft der Fall, dann sind 

die Grundstückserträge Teil der Gewerbeerträge. Dies hat grundsätzlich auch die Gewerbesteuerpflicht 

bei diesen Gesellschaften zur Folge. 

Da aber der Grundbesitz auch der Grundsteuer unterliegt, hat der Gesetzgeber bereits seit 1936 eine 

Begünstigung für die Gewerbesteuer vorgesehen. Dies erfolgt in der Weise, dass gem. § 9 Nr. 1 Satz 1 

GewStG eine Kürzung der Erträge um 1,2 % des Einheitswerts der Betriebsgrundstücke erfolgt. Dies gilt 

für alle Gewerbebetriebe, unabhängig von der Rechtsform. Besteht aber der Gewerbebetrieb nur in der 

Vermietung von Grundstücken, dann kann eine andere, wesentlich weitere Kürzung zur Anwendung 

kommen. Diese Kürzung betrifft dann den gesamten Ertrag aus der Grundstücksvermietung. Damit ist 

dann eine Gleichstellung der Besteuerung mit der privaten Vermietung erreicht. Die in § 9 Nr. 1 Satz 2 

GewStG enthaltene Kürzungsvorschrift ist aber an eine Reihe von Voraussetzungen geknüpft. 

Die Gesellschaft darf außer der Vermietung eigener Grundstücke lediglich Erträge aus der Anlage von 

eigenem Kapital erzielen. Einige Tätigkeiten zur Förderung der Errichtung von Eigentumswohnungen, 

Ein- und Zweifamilienhäusern sind in begrenztem Umfang zulässig. Andererseits dürfen die eigenen 

Grundstücke nicht an Gesellschafter oder Unternehmen verpachtet werden, bei denen der Gesellschafter 

Mitunternehmer ist. Die Abgrenzung der erlaubten zu weiterer Tätigkeit ist schwierig und nicht immer 

einleuchtend. Die Rechtsprechung hat hierzu im Laufe der Jahre viele Einzelfälle entschieden. So dürfen 

neben der Grundstücksvermietung keine beweglichen Gegenstände mit vermietet werden. Ein Hotel kann 

daher nicht mit den Möbeln vermietet werden, ein Restaurant kann zwar in den gemieteten Räumen 

betrieben werden, darf aber die Einrichtung nicht vom Gebäudeeigentümer mieten oder pachten. Auch 

kann eine Lagerhalle nicht mit Betriebsvorrichtungen, wie z. B. einem Lastenaufzug, einer Tankanlage 

oder einem Hochregallager vermietet werden, wenn die Grundstückseigentümerin die Kürzung behalten 

will. Auch eine Beteiligung der Grundstücksgesellschaft an anderen gewerblich tätigen Gesellschaften – 

selbst wenn diese ebenfalls nur Grundstücke vermieten – ist schädlich für die Kürzung. 

Ein weiterer Hinderungsgrund für die erweiterte Kürzung liegt dann vor, wenn das einzige Grundstück 

der Gesellschaft im Laufe eines Veranlagungszeitraumes (i. d. R. das Wirtschaftsjahr) veräußert wird und 

damit nicht im gesamten Veranlagungszeitraum »eigener Grundbesitz verwaltet« wurde. Werden aber aus 

einem größeren Bestand nur gelegentlich einzelne Grundstücke veräußert, sind auch die daraus erzielten 

Gewinne gewerbesteuerfrei, wenn die Grundstücksverwaltung weiter betrieben wird.
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 16.  Bei erstmaliger Grundstücksverwaltung im Laufe des Erhebungszeitraums  
keine erweiterte Kürzung nach GewStG 
Wenn sich eine neu gegründete Kapitalgesellschaft erst Monate nach ihrer Eintragung in das Handels-

register mit der Verwaltung eigenen Grundbesitzes befasst, kann sie die sog. erweiterte Kürzung nach 

§ 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG nicht in Anspruch nehmen, da sie in diesem Fall nicht ausschließlich grundstücks-

verwaltend tätig ist. So entschied der Bundesfinanzhof (Az. III R 7/19). 

Voraussetzung für die Gewährung der erweiterten Kürzung nach § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG sei u. a., dass das 

Unternehmen »ausschließlich« eigenen Grundbesitz verwalte und nutze. Die in § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG 

genannte Verwaltung eigenen Kapitalvermögens sei nur dann unschädlich, wenn sie neben der Verwaltung 

eigenen Grundbesitzes stattfinde, nicht aber, wenn sie vor Beginn oder nach dem Ende einer begünstig-

ten Grundstücksverwaltung die alleinige Tätigkeit darstelle. 

Der Begriff der Ausschließlichkeit sei gleichermaßen qualitativ, quantitativ sowie zeitlich zu verstehen. 

In zeitlicher Hinsicht habe dies zur Folge, dass der Unternehmer während des gesamten Erhebungszeit-

raums der gemäß § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG begünstigten Tätigkeit nachgehen müsse. Dies folge aus dem 

Wesen der Gewerbesteuer als Jahressteuer. Für den Streitfall bedeuten diese Grundsätze, dass die  Klägerin 

die erweiterte Kürzung nicht beanspruchen könne, weil sie nicht während des gesamten Erhebungszeit-

raums i. S. von § 9 Nr. 1 Satz 2 GewStG tätig war.

 17. Wartungsgebühren beim Leasing von Kfz dem Gewerbeertrag hinzuzurechnen
Die im Rahmen von Leasingverträgen für Kfz aufgewendeten Wartungsgebühren sind gem. § 8 Nr. 1d 

GewStG dem Gewerbeertrag hinzuzurechnen. Das entschied das Niedersächsische Finanzgericht (Az. 6 K 

10176/18).

Um an die objektive Leistungsfähigkeit des Gewerbebetriebs – unabhängig von der Ausstattung mit 

Fremd- oder Eigenkapital – anknüpfen zu können, wird gemäß § 8 Nr. 1 GewStG dem Gewinn aus Gewerbe-

betrieb ein Viertel der Summe bestimmter, in unterschiedlichen Höhe zu berücksichtigender Entgelte für 

fremdes Geld- oder Sachkapital als pauschalisierte Finanzierungsanteile wieder hinzugerechnet, soweit 

diese Entgelte bei der Ermittlung des Gewinns abgesetzt worden sind und soweit ihre Summe den Betrag 

von 100.000 Euro übersteigt. Der Hinzurechnung nach § 8 Nr. 1 GewStG unterfallen u. a. ein Fünftel der 

Miet- und Pachtzinsen (einschließlich Leasingraten) für die Benutzung von beweglichen Wirtschafts gütern 

des Anlagevermögens, die im Eigentum eines anderen stehen. 

Im Streitfall seien auch die von der Klägerin im Rahmen von Leasingverträgen aufgewendete Wartungs-

gebühren gemäß § 8 Nr. 1d GewStG dem Gewerbeertrag hinzuzurechnen. Denn Teil der Leasingrate sei 

nicht nur die im einzelnen Leasingvertrag formal als Leasingrate bezeichnete Zahlung, sondern grund-

sätzlich auch gesondert in Rechnung gestellte Kosten für Instandhaltung, Instandsetzung, Verwaltung 

sowie umlagefähige Betriebskosten. Der in § 8 Nr. 1d GewStG verwandte Begriff der »Leasingraten« sei 

– ebenso wie bei Miet- und Pachtzinsen – in einem wirtschaftlichen Sinne zu verstehen. Ob und welche 

als Nebenkosten bezeichneten Entgeltbestandteile dabei Teil der »Leasingraten« seien, bestimme sich 

bei Leasingverträgen ebenfalls nach der gesetzestypischen Lastenverteilung eines Miet- und Pachtvertrags. 

Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt (BFH-Az. III R 33/21).
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 18.  Zur Hinzurechnung bei Gewerbesteuer – Standplätze für mobile Verkaufsstände  
als fiktives Anlagevermögen
Bei Standplätzen, die ein Unternehmer auf wechselnden Märkten, bei Festivals und ähnlichen Veranstal-

tungen jeweils kurzzeitig (für die Dauer von einzelnen Tagen bis hin zu wenigen Wochen) anmietet, um 

dort an mobilen Verkaufsständen seine Waren zuzubereiten und zum Verkauf anzubieten, handelt es sich 

um fiktives Anlagevermögen. Die insoweit aufgewandten Nutzungsentgelte unterliegen daher der Hin-

zurechnung (§ 8 Nr. 1 Buchst. e GewStG). So entschied das Sächsische Finanzgericht (Az. 1 K 854/21). 

Gegenstand der Hinzurechnung sind Miet- und Pachtzinsen (§§ 535 ff. BGB). Der Nutzungsvertrag muss 

daher seinem wesentlichen rechtlichen Gehalt nach ein Miet- oder Pachtverhältnis sein. Dies ist der Fall, 

wenn Schwerpunkt gemischter Verträge die Freiflächenmiete ist. Ein solcher Fall sei hier gegeben. Die 

Anmietung des jeweiligen Standplatzes gegen Entgelt bilde das wesentliche Element der Vertragsverhält-

nisse. Soweit darüber hinaus Pflichten der Vertragsparteien bestanden, stellten sie sich als Nebenleis-

tungen dar. Denn der Klägerin komme es gerade darauf an, unter Ausschluss anderer Händler für die Dauer 

der Veranstaltung oder des Marktes eine Standfläche zu erhalten, von der aus sie ihr Gewerbe ausüben 

könne. Etwaige weitere Leistungen der Veranstalter oder Marktbetreiber oder die Bereitstellung von Strom 

und eine Reinigung der Flächen seien für die Klägerin nur im Hinblick auf die Zubereitung der Brote und 

deren Verkauf im Rahmen ihres Standplatzes von Nutzen. 

Der Begriff des Anlagevermögens sei nach allgemeinen ertragsteuerlichen Grundsätzen zu bestimmen. 

Anlagevermögen seien danach die Gegenstände, die dazu bestimmt sind, auf Dauer dem Betrieb zu 

dienen (§ 247 Abs. 2 HGB). Das seien die zum Gebrauch im Betrieb und nicht zum Verbrauch oder Verkauf 

bestimmten Wirtschaftsgüter. Für die Hinzurechnung nach § 8 GewStG sei darauf abzustellen, ob die 

Wirtschaftsgüter zum Anlagevermögen des Mieters oder Pächters gehörten, wenn er ihr Eigentümer wäre. 

Nach diesem Maßstab seien die angemieteten Standflächen nach ihrer Art und ihrer Nutzung im Geschäfts-

betrieb der Klägerin und bei weitestmöglicher Orientierung an deren betrieblichen Verhältnissen dem 

(fiktiven) Anlagevermögen zuzuordnen.
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 19.  Arbeitgeberhaftung für Lohnsteuer – Wirtschaftlicher Arbeitgeber  
bei konzerninterner internationaler Arbeitnehmerentsendung
Der Bundesfinanzhof hatte zur Arbeitgeberhaftung eines inländischen Tochterunternehmens für die 

Lohnsteuer eines von der Schweizer Muttergesellschaft überlassenen Geschäftsführers zu entscheiden: 

Unter welchen Voraussetzungen liegt ein wirtschaftlicher Arbeitgeber i. S. des § 38 Abs. 1 Satz 2 EStG vor 

(Az. VI R 22/19)? 

Im Falle einer konzerninternen internationalen Arbeitnehmerentsendung werde das aufnehmende inlän-

dische Unternehmen zum wirtschaftlichen Arbeitgeber i. S. von § 38 Abs. 1 Satz 2 EStG, wenn es den 

Arbeitslohn für die ihm geleistete Arbeit wirtschaftlich trage, der Einsatz des Arbeitnehmers bei dem 

aufnehmenden Unternehmen in dessen Interesse erfolge, der Arbeitnehmer in den Arbeitsablauf des 

aufnehmenden Unternehmens eingebunden und dessen Weisungen unterworfen sei. 

Das wirtschaftliche Tragen des Arbeitslohns ersetze in den Fällen des § 38 Abs. 1 Satz 2 EStG die für den 

zivilrechtlichen Arbeitgeberbegriff erforderliche arbeits- bzw. dienstvertragliche Bindung zwischen 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, auf der die Zahlung des lohnsteuerpflichtigen Arbeitslohns (zivilrechtlich) 

im Regelfall beruhe. Unbeschadet dessen müsse die entsandte Person nach allgemeinen Grundsätzen als 

Arbeitnehmer des wirtschaftlichen Arbeitgebers anzusehen sein.

 20. Erstattung von Parkgebühren an Arbeitnehmer als Arbeitslohn
Die Erstattung von Parkgebühren an Arbeitnehmer führt bei diesen zu Arbeitslohn, wenn die Kosten 

bereits mit der gesetzlichen Entfernungspauschale (§ 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 Satz 2 EStG) abgegolten sind. 

Auch wenn die Erstattung von Parkkosten bei fehlenden kostenlosen Parkmöglichkeiten ein pünktliches 

Erscheinen der Beschäftigten am Arbeitsplatz und damit einen reibungslosen Betriebsablauf begünstigen, 

erfolgt die Übernahme der Parkkosten dennoch nicht im überwiegend eigenbetrieblichen Interesse des 

Arbeitgebers, sondern immer auch im Interesse der Arbeitnehmer, die diese Kosten anderenfalls zu tragen 

hätten. So entschied das Niedersächsische Finanzgericht (Az. 14 K 239/18). 

Wenn von dem streitigen Sachverhalt jährlich mehrere hundert Beschäftigte des Arbeitgebers betroffen 

seien, die zudem steuerlich bei unterschiedlichen Wohnsitzfinanzämtern geführt werden, liege die Ent-

scheidung der Finanzbehörde, anstelle der Arbeitnehmer allein den Arbeitgeber in Anspruch zu nehmen, 

auch unter Berücksichtigung der fortschreitenden Automatisierung des Besteuerungsverfahrens im 

Rahmen des der Behörde bei der Auswahl des Schuldners zustehenden Ermessenspielraums.
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 21. Berechnung des Grundlohns bei Bereitschaftsdiensten für Grenze von steuerfreien Zuschlägen
Das Niedersächsische Finanzgericht hat zur Berechnung der Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der 

Grenze der steuerfreien Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit (SFN-Zuschläge) nach § 3b 

EStG Stellung genommen (Az. 14 K 268/18). 

Wenn ein Bereitschaftsdienst am Arbeitsplatz abzuleisten ist, ist die gesamte Dauer des abgeleisteten 

Bereitschaftsdienstes als tatsächlich geleistete Arbeit im Sinne des § 3b Abs. 1 EStG zu werten, selbst 

wenn die Bereitschaftsdienstzeit aufgrund von zwischen den Vertragsparteien getroffenen Regelungen 

nicht vollumfänglich als Arbeitszeit bewertet wird. 

Der Grundlohn nach § 3b Abs. 2 Satz 1 EStG bemisst sich in diesem Fall nach dem regulären, vertraglich 

vereinbarten – auf eine Stunde umgerechneten – Arbeitslohn und nicht nach dem geringeren Stundenlohn, 

der sich aus der Umrechnung des regulären Stundenlohns auf die tatsächlich als Arbeitszeit vergütete 

Bereitschaftsdienstzeit ergibt. 

Der Zuschlag für die Zeit des Bereitschaftsdienstes sei nicht nach der anteilig für den Bereitschaftsdienst 

gezahlten Vergütung von 25 %, sondern nach dem vollen auf eine Stunde umgerechneten individuellen 

Tabellenentgelt zu berechnen, da die Beschäftigten dem Dienstherrn ihre Arbeitskraft während der 

Bereitschaftsdienstzeit am Arbeitsplatz zur Verfügung stellen und er diese dort im Bedarfsfall abrufen 

kann. Wenn der Arbeitnehmer seine Arbeitskraft am Arbeitsplatz zum Abruf bereitstelle, sei diese Bereit-

stellung ungeachtet der zwischen den Vertragsparteien getroffenen Regelungen zur Vergütung dieser 

Zeiten tatsächlich geleistete Arbeit im Sinne des § 3b Abs. 1 EStG. 

Gegen das Urteil wurde Revision eingelegt (BFH-Az.: VI R I/22).
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 22.  Übertragung von GmbH-Anteilen an leitende Angestellte der GmbH  
als nicht zu Arbeitslohn führende Anteilsschenkung?
Vielen Unternehmensinhabern fehlt der Nachfolger. Wenn ein Unternehmen an Arbeitnehmer übertragen 

wird, ist zu prüfen, ob die Befreiungen im Rahmen der Erbschaft- und Schenkungsteuer in Anspruch 

genommen werden können. Schwierig ist die Abgrenzung deshalb, weil auch steuerpflichtiger Arbeitslohn 

vorliegen kann. Das zeigt eine Entscheidung des Finanzgerichts Sachsen-Anhalt in einem Verfahren über 

die Aussetzung der Vollziehung (Az. 3 V 276/21). 

Ehegatten hatten als Gesellschafter einer GmbH zwar eine Nachfolgeregelung innerhalb der Familie 

herbeiführen wollen, sahen aber eine alleinige Übertragung der Anteile an ihren gemeinsamen Sohn 

aufgrund dessen anderweitiger branchenfremden beruflichen Erfahrung und dessen fehlender unterneh-

merischen Erfahrung als kritisch an und erwarteten, dass die Unternehmensnachfolge bei einer Übertra-

gung der wesentlichen Anteile auf den Sohn nur dann wirtschaftlich erfolgreich sein kann, wenn fünf 

leitende Angestellte der GmbH ebenfalls einen Anteil an der GmbH (im Streitfall von jeweils 5,08 %) 

übertragen bekamen. 

In diesem Fall sei es ernstlich zweifelhaft, ob die Übertragung der Anteile bei den leitenden Angestellten 

zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führt, wenn der Geschäftsanteilsübertragungsvertrag weder einen Grund 

für die Übertragung angibt noch eine Gegenleistung verlangt noch regelt, dass die Übertragung der 

Anteile etwa für in der Vergangenheit oder in der Zukunft zu erwartende Dienste der leitenden Angestell-

ten für die Gesellschaft erfolgen soll, und wenn auch keinerlei »Haltefrist« für die Anteile vereinbart oder 

geregelt wird, dass eine Veräußerung erst nach einer bestimmten Frist der Weiterbeschäftigung bei der 

GmbH erfolgen darf, und wenn die Übertragung vielmehr »vorbehalt- und bedingungslos« erfolgen soll. 

Letztlich handele es sich damit um eine Übertragung der Anteile im Rahmen der Unternehmensnachfolge, 

die den Fortbestand des Unternehmens sichern solle, bei der gesellschaftsrechtliche strategische Über-

legungen im Vordergrund stünden und der durch die gesellschaftsrechtlich motivierte Schenkung eine 

Sonderrechtsbeziehung zugrunde liege, die auch selbstständig und losgelöst vom Arbeitsverhältnis 

bestehen könne und somit nicht zu Arbeitslohn führe.

 23. EU-Kommission bereitet Gesetzgebungsvorschlag zur Mehrwertsteuer im Digitalzeitalter vor
Die EU-Kommission will unter dem Schlagwort »VAT in the Digital Age« die Mehrwertsteuer reformieren. 

Im Fokus steht dabei auch der Einsatz von Technologien zur Bekämpfung von Steuerbetrug und zum 

Nutzen von Unternehmen. 

Im 3. Quartal 2022 will die EU-Kommission einen Gesetzgebungsvorschlag vorlegen, der mehrere Punkte 

umfassen soll: 

Mehrwertsteuermeldepflichten und elektronische Rechnungsstellung,  

· mehrwertsteuerliche Behandlung der Plattformwirtschaft und  

· einzige Mehrwertsteuerregistrierung in der EU.  
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 24.  Zur Anwendung des § 6a GrEStG auf die Ausgliederung  
eines Einzelunternehmens zur Neugründung einer Kapitalgesellschaft
Das Finanzgericht Münster entschied, dass bei der Ausgliederung eines Einzelunternehmens auf eine neu 

zu gründende Kapitalgesellschaft die Begünstigungsvorschrift des § 6a GrEStG Anwendung findet (Az. 8 

V 246/22 GrE). 

Im Streitfall ging es um eine GmbH, die im Zuge einer Ausgliederung gegründet worden war. Ihr alleini-

ger Gesellschafter war Alleineigentümer mehrerer Grundstücke, welche er im Betriebsvermögen seines 

Einzelunternehmens hielt. Er war als Einzelkaufmann im Handelsregister eingetragen und gliederte in 

2021 sein Einzelunternehmen mit allen Aktiva und Passiva (gem. §§ 152, 158 ff., 123 ff. UmwG) auf die 

im Zuge der Ausgliederung gegründete Antragstellerin aus. Des Weiteren wurden die Anteile an einer 

weiteren GmbH (die Alleingesellschafterin weiterer, teils grundbesitzender Kapitalgesellschaften war) 

mitübertragen. Das zuständige Finanzamt setzte im Hinblick auf die Ausgliederung und die Übertragung 

der GmbH-Beteiligung Grunderwerbsteuer fest. Hiergegen legte die GmbH Einspruch ein und beantragte 

die Aussetzung der Vollziehung. Sie war der Ansicht, dass die Erwerbsvorgänge nach § 6a GrEStG steuer-

frei seien. Das beklagte Finanzamt lehnte die Aussetzung der Vollziehung ab. 

Der gerichtliche Aussetzungsantrag hatte vor dem Finanzgericht Münster Erfolg. Es bestünden ernstliche 

Zweifel an der Rechtmäßigkeit des angefochtenen Grunderwerbsteuerbescheids. Die mit der Ausgliederung 

erfolgte Übertragung der im Eigentum des späteren Alleingesellschafters stehenden Grundstücke und der 

Übergang der im Eigentum der Tochtergesellschaften der weiteren GmbH stehenden Grundstücke seien 

jeweils grunderwerbsteuerbar gewesen, es greife aber nach Auffassung des Gerichts der Befreiungstat-

bestand des § 6a Satz 1 GrEStG. Die Voraussetzungen der Vorschrift seien im Streitfall erfüllt. Die Anwen-

dung des § 6a GrEStG sei nicht deshalb ausgeschlossen, weil der spätere Alleingesellschafter der Klägerin 

als Einzelunternehmer beteiligt gewesen sei. Auch die Ausgliederung eines Einzelunternehmens auf eine 

Kapitalgesellschaft zur Neugründung sei von § 6a GrEStG erfasst. 

Hinweis 
Mit dieser Entscheidung widerspricht das Finanzgericht Münster der derzeitigen Verwaltungsauffassung, 

nach der § 6a GrEStG auf Fälle der Ausgliederung eines Einzelunternehmens zur Neugründung einer 

Kapitalgesellschaft keine Anwendung finden soll (Gemeinsame Ländererlasse vom 22.09.2020, BStBl I 

2020 S. 960, Tz. 2.1). Das Finanzgericht Münster hat wegen grundsätzlicher Bedeutung die Beschwerde 

zum Bundesfinanzhof zugelassen.
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 25. Grundsteuer: Teilweiser Steuererlass bei unverschuldetem Einnahmeausfall des Vermieters 
Bei Leerstand oder ausbleibenden Mieteinnahmen erhalten Vermieter auf Antrag einen Teil der Grundsteuer 

zurück. Voraussetzung ist, dass der Einnahmeausfall nicht selbst verschuldet ist. Vermieter müssen bei 

Leerstand z. B. nachweisen können, dass Sie sich ernsthaft um eine Vermietung bemüht haben. Auch bei 

Zahlungsausfällen durch Mieter oder bei einem durch höhere Gewalt verursachten Leerstand (z. B. Flut-

katastrophe oder Brand) besteht Anspruch auf Erlass eines Teils der Grundsteuer. Der Antrag auf teilweise 

Rückerstattung muss bis zum 31.03.2022 gestellt werden. 

Für 2021 muss die erzielte Rohmiete um mehr als 50 % geringer sein als die ortsüblich erzielbare Jahres-

rohmiete bei vergleichbaren Objekten in vergleichbarer Lage. Das gilt nicht nur für vermietete Wohnun-

gen, sondern auch für Häuser und Gewerberäume. Ein Anspruch besteht allerdings nur, wenn Vermieter 

kein Eigenverschulden an der geminderten Einnahmesituation haben. Das wäre z. B. der Fall, wenn der 

Eigentümer für seine Wohnungen überhöhte Preise verlangt, die kein Mieter zu zahlen bereit ist. Wenn 

er sich hingegen während der Leerstandszeiten intensiv um neue Mieter bemüht und dies durch Inserate 

oder das Einschalten von Maklern, Inseraten oder Internet-Suchen belegen kann, liegen ausbleibende 

Erträge und damit Gründe für den rückwirkenden Steuererlass vor. Die Grundsteuer mindert sich um ein 

Viertel bei ausbleibenden Mieten von mehr als der Hälfte und um die Hälfte, wenn überhaupt keine 

Mieten geflossen sind. 

Wenn die Mieter die Grundsteuer über die Nebenkosten zahlen, steht die Erstattung den Mietern zu. Die 

Berücksichtigung erfolgt dann mit der Jahresendabrechnung über die Umlage. Da die Mieter einen 

Anspruch auf möglichst geringe Nebenkosten haben, sind Hauseigentümer dann zur Antragstellung 

verpflichtet.
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 II. Steuerrecht für alle Steuerzahler

 1. Zur Anerkennung von Verlusten bei Auflösung einer Kapitalgesellschaft
Das Finanzgericht Düsseldorf hat zur Anerkennung von Verlusten im Zusammenhang mit der Auflösung 

einer Kapitalgesellschaft Stellung genommen (Az. 14 K 2330/19). 

Ein Auflösungsverlust stehe fest, wenn der gemeine Wert des dem Steuerpflichtigen zugeteilten oder 

zurückgezahlten Vermögens einerseits (§ 17 Abs. 4 Satz 2 EStG) und die Liquidations- und Anschaffungs-

kosten des Gesellschafters andererseits (§ 17 Abs. 2 Satz 1 EStG) feststehen. Gleiches gelte, wenn sicher 

sei, dass eine Zuteilung oder Zurückzahlung von Gesellschaftsvermögen an die Gesellschafter ausscheide 

und wenn die durch die Beteiligung veranlassten Aufwendungen feststehen. Die Frage sei aus der Sicht 

ex ante zu beurteilen; nachträgliche Ereignisse wie der tatsächliche Ausgang eines Insolvenzverfahrens 

seien nicht zu berücksichtigen. 

Das Gericht berücksichtige hier als Auflösungsverlust im Rahmen des § 17 Abs. 4 EStG nur die ursprünglich 

vom Kläger eingezahlte Stammeinlage. Hinsichtlich der weiteren Zahlungen seien zwar die bisherigen 

Grundsätze zur Berücksichtigung von nachträglichen Anschaffungskosten auf eine wesentliche Beteili-

gung – entsprechend der vom Bundesfinanzhof getroffenen Vertrauensschutzregelung – weiterhin 

anwendbar. Allerdings habe das Gericht nicht feststellen können, inwieweit es sich bei den Bürgschaften 

um eigenkapitalersetzende Finanzierungshilfen gehandelt habe. 

Daneben hätten die Leistungen des Klägers auf Grund der Zahlungs- und Verzichtsvereinbarungen aber 

jeweils zu (Regress-)Forderungen gegen seine GmbH geführt. Deren Ausfall sei als Verlust bei den Ein-

künften aus Kapitalvermögen zu berücksichtigen. Dabei griff das Gericht die jüngste Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs zum endgültigen Ausfall privater Darlehensforderungen und der diesbezüglich (wider-

legbaren) Vermutung einer Einkünfteerzielungsabsicht auf. Schlussendlich greife für die zugesprochenen 

Verluste aus Kapitalvermögen keine Verlustausgleichs- oder Abzugsbeschränkung, weil der Kläger mit 

mehr als 10 % an der GmbH beteiligt gewesen sei. 

Gegen die Entscheidung wurde Revision eingelegt (BFH-Az. IX R 2/22).
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 2.  Besteuerung von Veräußerungsgewinn aus einer im Privatvermögen  
gehaltenen 100 %-igen Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft
Der Freibetrag und der ermäßigte Steuersatz nach §§ 16, 34 EStG gelten nicht für einen Veräußerungs-

gewinn aus einer im Privatvermögen gehaltenen 100 %-igen Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft.  

So entschied das Finanzgericht Düsseldorf (Az. 2 K 2668/19). 

Der 1949 geborene Kläger veräußerte im Jahr 2017 seinen 100 %-Anteil an einer GmbH und erklärte den 

Gewinn als Einkünfte aus Gewerbebetrieb nach § 16 EStG. Das Finanzamt qualifizierte die Einkünfte 

dagegen als solche aus § 17 EStG. Als Begründung führte es an, dass die Veräußerung einer Beteiligung 

nur dann nach § 16 EStG zu versteuern sei, wenn die gesamte Beteiligung an der Kapitalgesellschaft zum 

Betriebsvermögen des Steuerpflichtigen gehöre. Der Kläger habe die Anteile aber unstreitig im Privat-

vermögen gehalten. Die zusammen veranlagten Kläger argumentierten dagegen, dass der Wortlaut der 

§§ 16 und 17 EStG nicht zwischen Betriebs- und Privatvermögen differenziere. Auch die von § 16 EStG 

erfassten Mitunternehmeranteile würden regelmäßig im Privatvermögen gehalten. § 17 EStG regele 

außerdem nur die Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung und nicht die einer vollunternehmerischen 

Beteiligung. Die Anwendung des § 17 EStG führe letztlich zu einer verfassungswidrigen Benachteiligung 

der Kläger gegenüber Veräußerern von Kommanditanteilen, die weitgehende Freistellungen und Tarifer-

mäßigungen erhielten. 

Das Gericht wies die Klage ab. Die Übertragung von im Privatvermögen gehaltenen GmbHAnteilen beur-

teile sich nach § 17 EStG und nicht nach §§ 16, 34 EStG. Soweit § 16 EStG eine das gesamte Nennkapital 

umfassende Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft als »Teilbetrieb« erfasse, setze dies allein schon 

begrifflich einen darüber hinausgehenden weiteren (Teil)Betrieb voraus. Auch mit Blick auf den in § 16 

EStG normierten höheren Freibetrag sei kein Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot zu erkennen. 

Die frühere Gleichbehandlung von Veräußerungsgewinnen nach § 16 EStG und solchen gemäß § 17 EStG 

sei schon durch Absenkung der Beteiligungsgrenze in § 17 EStG auf 1 % des Nennkapitals und dem Sys-

temwechsel zum Teileinkünfteverfahren aufgehoben worden. Die Besteuerungssysteme von (Mit)Unter-

nehmern einerseits und Kapitalgesellschaften und deren Anteilseignern andererseits seien wesensver-

schiedene Sachverhalte, die einer sachgerechten Differenzierung zugänglich seien. 

Gegen das Urteil wurde Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt (BFH-Az.: IX B 18/22).
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 3. Pauschalen für beruflich veranlasste Umzugskosten erhöhen sich ab 1. April 2022
Bei beruflich veranlasstem Wohnungswechsel können Arbeitnehmer die Umzugskosten, z. B. für Spedition, 

Fahrtkosten, doppelte Mietzahlungen und Maklerkosten für die Mietwohnung, als Werbungskosten geltend 

machen. Daher sollten sämtliche Belege aufbewahrt werden. Grundsätzlich erkennt das Finanzamt die 

Kosten bis zu der Höhe als Werbungskosten an, die nach dem Bundesumzugskostenrecht höchstens als 

Umzugskostenvergütung gezahlt werden könnten. 

Werden höhere Beträge erklärt, kann es zu einer Prüfung durch das Finanzamt kommen. Kosten, die der 

Arbeitgeber bereits erstattet (hat), dürfen nicht mehr geltend gemacht werden. Aufwendungen für neue 

Möbel können steuerlich nicht berücksichtigt werden, da sie als Kosten der privaten Lebensführung nicht 

abziehbar sind. 

Über die tatsächlichen Umzugskosten hinaus können Arbeitnehmer Pauschalen für sonstige Umzugskos-

ten ansetzen. Diese Pauschalen erhöhen sich zum 1. April 2022: Für Arbeitnehmer beträgt die Pauschale 

dann 886 Euro (bis 30. März 2022: 870 Euro), für jede weitere mit umziehende Person (z. B. Ehegatte/

Lebenspartner, Kinder) 590 Euro (bis 30. März 2022: 580 Euro). Da der Tag vor dem Einladen des Umzugs-

guts maßgeblich ist, sollte ein Umzug frühestens für den 2. April 2022 geplant werden, um von den 

höheren Pauschalen zu profitieren. Auch Arbeitnehmer ohne Jobwechsel können von den Regelungen 

profitieren, wenn sich durch einen Umzug der Arbeitsweg um mehr als eine Stunde täglich verkürzt.

 4. Zufluss von Gewinnausschüttungen für die Gesellschafter zu unterschiedlichen Zeitpunkten
Bei einer Kapitalgesellschaft können die an die Gesellschafter gehenden Gewinnanteile erst nach einem 

Gewinnausschüttungsbeschluss zufließen. Im Zeitpunkt des Zuflusses ist dann auch die Versteuerung 

vorzunehmen. Das Interesse der Gesellschafter am Zeitpunkt des Zuflusses kann durchaus unterschiedlich 

sein, je nach den steuerlichen Verhältnissen. Wenn die Satzung der Gesellschaft (in Deutschland über-

wiegend die GmbH) es zulässt, dass Ausschüttungen an die einzelnen Gesellschafter zu unterschiedlichen 

Zeitpunkten erfolgen können, kann dies per Beschluss so gehandhabt werden. Ein solcher Fall lag dem 

Bundesfinanzhof zur Entscheidung vor (Az. VIII R 25/19). 

An der GmbH waren ein Mehrheitsgesellschafter und mehrere Minderheitsgesellschafter beteiligt. Nach 

Ablauf des Geschäftsjahres stellten die Gesellschafter den Jahresabschluss fest und beschlossen eine 

Ausschüttung nur an die Minderheitsgesellschafter. Der entsprechende rechnerische Gewinnanteil für den 

Mehrheitsgesellschafter wurde in dem Beschluss einem persönlichen Rücklagenkonto zugewiesen. Diese 

Handhabung entsprach der Satzung. Das Finanzamt rechnete die Rücklagenzuführung aber dem Mehr-

heitsgesellschafter als Gewinnanteil zu. Auch das angerufene Finanzgericht vertrat die Auffassung, dass 

einem beherrschenden Gesellschafter die Dividende bereits mit dem Beschluss über die Gewinnverwendung 

zugeflossen sei, da die GmbH die Liquidität zur Ausschüttung hatte. 
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Der Streit kam vor den Bundesfinanzhof. Dieser stellte zunächst fest, dass die Handhabung der GmbH-

Satzung entsprochen hatte, sie war also gesellschaftsrechtlich zulässig. Ein zulässiger Ausschüttungsbe-

schluss ist nach Auffassung des Bundesfinanzhofs auch steuerrechtlich wirksam. Der Umstand, dass die 

Rücklage nur dem Mehrheitsgesellschafter zuzurechnen sei und er in einem späteren Beschluss kraft 

seiner Stimmenmehrheit jederzeit die Ausschüttung beschließen kann, verändert den zivilrechtlichen 

und steuerlichen Zuflusszeitpunkt nicht. Es liegt hier auch kein Missbrauch von Gestaltungsmöglichkei-

ten gem. § 42 AO vor. Der Gesellschafter hat vor dem weiteren Ausschüttungsbeschluss auch keine Zah-

lungsforderung an die GmbH. Dieses Urteil lässt daher rechtssicher unterschiedliche Zeitpunkte des 

Gewinnzuflusses für die einzelnen Gesellschafter je nach ihren steuerlichen Interessen zu.

 5.  Zum Ausschluss des Abgeltungsteuersatzes bei Darlehensgewährung zwischen 
Personengesellschaften
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob Kapitalerträge, die einer GbR für die Kapitalüberlassung 

an eine KG auf ihren Vorschusskonten gutgeschrieben wurden, unter Berücksichtigung der Grundsätze 

zum Nahestehen (§ 32d Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 Buchst. a EStG) der tariflichen Einkommensteuer oder der 

Abgeltungsteuer unterliegen (Az. VIII R 8/18). 

Wenn die Gläubigerin der Kapitalerträge eine vermögensverwaltende Personengesellschaft sei, sei diese 

als Einkünfteerzielungssubjekt selbst eine »Person« i. S. des § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG. Die Fest-

stellung, dass auf der Ebene der Personengesellschaft gemeinschaftlich vereinnahmte Kapitalerträge 

nicht dem gesonderten Steuersatz gemäß § 32d Abs. 1 EStG unterliegen, könne im Rahmen einer geson-

derten und einheitlichen Feststellung der Einkünfte gemäß § 180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a AO getrof-

fen werden. Es handele sich um eine verfahrensrechtlich eigenständige Feststellung. 

Ein Näheverhältnis i. S. des § 32d Abs. 2 Nr. 1 Buchst. a EStG des Gläubigers der Kapitalerträge zu einer 

Personengesellschaft sei zu bejahen, wenn der Gläubiger eine Beteiligung innehabe, die es ihm ermög-

liche, seinen Willen in der Gesellschafterversammlung der Personengesellschaft durchzusetzen.
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 6. Zum Werbungskostenabzug bei Beendigung von Mietverhältnissen wegen Eigenbedarfs
Die Beratungskosten zur (vorzeitigen) Beendigung des Mietverhältnisses und Abfindungszahlungen an 

die weichenden Mieter sind Werbungskosten, wenn das Objekt bzw. die betreffende Wohnung weiterhin 

der Einkünfteerzielung dient. Das gilt auch dann, wenn das Mietverhältnis wegen Eigenbedarfs gekündigt 

und die Wohnung anschließend an nahe Angehörige vermietet wird. So entschied das Finanzgericht 

Sachsen-Anhalt (Az. 4 K 550/20). 

Wenn in einem vermieteten Mehrfamilienhaus zwei kleine Wohnungen zu einer großen vereinigt und 

zugleich durch Maßnahmen wie etwa Fußbodenerneuerung, Streichen von Decken und Wänden, Ersatz 

verrosteter Heizkörper und Erneuerung der Wasserhähne in einen zeitgemäßen bzw. ordnungsgemäßen 

Zustand versetzt werden, liegen insoweit keine Herstellungskosten, sondern sofort abzugsfähige Erhal-

tungsaufwendungen vor. 

Aufwendungen für das Vorhalten einer Mietwohnung seien Werbungskosten, wenn die Anmietung durch 

den Beruf bzw. durch die Erzielung steuerpflichtiger Einnahmen veranlasst sei, d. h. wenn sie hierzu in 

einem steuerrechtlich anzuerkennenden wirtschaftlichen Zusammenhang stehen. Ob ein solcher Zusam-

menhang bestehe, müsse im Wege einer wertenden Betrachtung aller Umstände des konkreten Einzelfalls 

festgestellt werden.

 7. Zur Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung von Kryptowährungen
Gewinne, die aus der Veräußerung von Kryptowährungen erzielt werden, sind im Rahmen eines privaten 

Veräußerungsgeschäfts einkommensteuerpflichtig. So entschied das Finanzgericht Köln (Az. 14 K 1178/20). 

Der Kläger verfügte zu Beginn des Jahres 2017 über zuvor erworbene Bitcoins. Diese tauschte er im Januar 

2017 zunächst in Ethereum-Einheiten und die Ethereum-Einheiten im Juni 2017 in Monero-Einheiten. 

Ende des Jahres 2017 tauschte er seine Monero-Einheiten teilweise wieder in Bitcoins und veräußerte 

diese noch im gleichen Jahr. Für die Abwicklung der Geschäfte hatte der Kläger über digitale Handels-

plattformen entweder Kaufverträge mit Anbietern bestimmter Kryptowerte zu aktuellen Kursen oder 

Tauschverträge, bei denen er eigene Kryptowerte als Gegenleistung eingesetzt hat, geschlossen. Der 

Kläger erklärte den aus der Veräußerung erzielten Gewinn von rund 3,4 Millionen Euro in seiner Einkom-

mensteuererklärung 2017 als Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften. Das Finanzamt setzte die 

Einkommensteuer erklärungsgemäß fest. Der Kläger legte daraufhin Einspruch ein. Zur Begründung führte 

er im Wesentlichen aus, dass bei der Besteuerung von Veräußerungsgewinnen aus Kryptowährungen ein 

strukturelles Vollzugsdefizit bestehe und ein Verstoß gegen den Bestimmtheitsgrundsatz vorliege. Daher 

dürften diese Gewinne nicht besteuert werden. Im Übrigen fehle es bei Kryptowährungen an der erfor-

derlichen Veräußerung eines »Wirtschaftsguts«. 
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Das Gericht wies die Klage ab. Ein strukturelles Vollzugsdefizit liege nicht vor. Dieses werde insbesondere 

nicht durch die anonyme Veräußerung begründet. Im Übrigen lägen die Voraussetzungen eines privaten 

Veräußerungsgeschäfts vor. Bei den Kryptowährungen handele es sich um »andere Wirtschaftsgüter« 

i. S. d. § 23 Abs. 1 Nr. 2 EStG. Die Qualifikation als Wirtschaftsgut verstoße nicht gegen den Bestimmt-

heitsgrundsatz, da über den Gegenstand des Wirtschaftsguts keine Unklarheiten bestünden. Die vom 

Kläger gehandelten Kryptowerte (Bitcoin, Ethereum und Monero) seien verkehrsfähig und selbstständig 

bewertbar. Zudem bestehe eine strukturelle Vergleichbarkeit mit Fremdwährungen. Gegen die Entscheidung 

wurde Revision eingelegt (BFH-Az. IX R 3/22).

 8. Auch auf Mehrfamilienhäusern können Solaranlagen steuerfrei sein
Die Einnahmen aus dem Betrieb von kleinen Photovoltaikanlagen können auf Antrag von der Einkom-

mensteuer befreit werden. Das gilt auch für vergleichbare Blockheizkraftwerke mit einer Leistung von bis 

zu 10 Kilowatt-Peak (kWp). Nach einem Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 29.10.2021 gilt, 

dass die Photovoltaikanlage nicht auf Einoder Zweifamilienhäusern installiert sein muss. Für die Befrei-

ung von der Einkommensteuer ist es nicht schädlich, wenn bei Mehrfamilienhäusern ein Teil der Woh-

nungen vermietet wird, diese den Sonnenstrom aber nicht nutzen. Vermieter sollten also nachrechnen, 

ob sich ein Steuerbefreiungsantrag für die Solaranlagen-Einnahmen lohnt. 

Die installierte Gesamtleistung aller Anlagen von 10 kWp ist für die mögliche Befreiung von der Einkom-

mensteuer entscheidend. Diese richtet sich nach der Summe der installierten Leistung aller Photovoltaik-

anlagen einer Person oder einer Mitunternehmerschaft und nicht nach der einer einzelnen Solaranlage. 

Das gilt sowohl für Anlagen, die sich auf demselben Grundstück befinden als auch für Anlagen auf ver-

schiedenen Grundstücken. Dabei ist es unerheblich, ob die Anlagen technisch voneinander getrennt sind. 

Allerdings müssen auch solche Anlagen in die Berechnung der Gesamtleistung einbezogen werden, die 

die übrigen Voraussetzungen der Vereinfachungsregelung nicht erfüllen, z. B. Anlagen, deren Strom einem 

Mieter des Antragstellers zur Verfügung gestellt wird. 
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 9. Müllabfuhr und Abwasserentsorgung – Haushaltsnahe Dienstleistungen?
Das Finanzgericht Münster hat dazu Stellung genommen, ob Müllabfuhr und Abwasserentsorgung haus-

haltsnahe Dienstleistungen darstellen (Az. 6 K 1946/21). 

Der Begriff »haushaltsnahe Dienstleistung« ist gesetzlich nicht näher bestimmt. Nach der Rechtsprechung 

des Bundesfinanzhofs sei unter dem Begriff des Haushalts die Wirtschaftsführung mehrerer (in einer 

Familie) zusammenlebender Personen oder einer einzelnen Person zu verstehen. Das Wirtschaften im 

Haushalt umfasse Tätigkeiten, die für die Haushaltung oder die Haushaltsmitglieder erbracht werden. 

Hauswirtschaftliche Tätigkeiten in diesem Sinne seien solche, die üblicherweise zur Versorgung der dort 

lebenden Familie in einem Privathaushalt erbracht werden. »Haushaltsnahe« Leistungen seien solche, 

die eine hinreichende Nähe zur Haushaltsführung haben bzw. damit im Zusammenhang stehen. Das seien 

Tätigkeiten, die gewöhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts oder entsprechend Beschäftigte 

erledigt werden und in regelmäßigen Abständen anfallen. Nach der Intention des Gesetzgebers sollen 

(nur) hauswirtschaftliche Arbeiten begünstigt werden. Mit der arbeitsmarktpolitisch motivierten Steuer-

ermäßigung nach § 35a Abs. 2 EStG soll die Erledigung typisch hauswirtschaftlicher Dienstleistungen 

durch Dritte gefördert werden. Nicht gefördert werden sollen hingegen sonstige Dienstleistungen, die 

regelmäßig nicht von Haushaltsangehörigen, sondern von Dritten erledigt werden. 

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze liegen in Bezug auf die Entsorgung von Müll und Ableitung 

von Schmutzwasser keine haushaltsnahen Dienstleistungen i. S. des § 35a Abs. 2 EStG vor. Denn die damit 

im Zusammenhang erbrachten Dienstleistungen würden typischerweise nicht von Haushaltsangehörigen 

erledigt. Dabei sei zu berücksichtigen, dass die von der Stadt erhobenen Abgaben gerade nicht die 

Eigenleistungen des Steuerpflichtigen auf seinem Grundstück (Sortieren des Mülls, Verbringen des Mülls 

in die Tonne, Bereitstellen der Tonne am Straßenrand, Öffnen des Wasserablaufs) betreffen, sondern die 

originär von der Stadt zu erbringenden Leistungen, die im Rahmen kommunaler Satzungen geregelt und 

diesen durch die Abfall- und Wassergesetze des Landes zugewiesen sind. Hierbei handele es sich um 

Aufgaben, die auch aufgrund ihres Umfangs und der dafür erforderlichen Infrastruktur typischerweise 

von Städten und Gemeinden und nicht von Haushaltsangehörigen übernommen werden. Die Hauptleis-

tungen der Stadt zur Müllabfuhr und Abwasserbeseitigung würden überwiegend auch nicht im räumlich-

funktionalen Bereich des Haushalts der Kläger, sondern außerhalb ihres Haushalts erbracht.
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 10. Verfassungsrechtliche Zweifel an der Höhe der Säumniszuschläge
Das Finanzgericht Münster entschied in einem Beschluss, dass an der Höhe der ab 2019 entstandenen 

Säumniszuschläge verfassungsrechtliche Zweifel bestehen (Az. 12 V 2684/21). 

Im Streitfall entrichtete die Antragstellerin fällige Grunderwerbsteuer verspätet im November 2019, 

wodurch Säumniszuschläge für drei Monate entstanden, die die Antragstellerin zahlte. Auf Antrag erließ 

das beklagte Finanzamt hierüber einen Abrechnungsbescheid. Hiergegen legte die Antragstellerin Einspruch 

ein und beantragte die Aufhebung der Vollziehung. Nach Ablehnung dieses Antrags durch das Finanzamt 

wandte sie sich an das Gericht und machte geltend, dass die Höhe der Säumniszuschläge im Hinblick auf 

die zur Zinshöhe ergangene Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 08.07.2021 (Az. 1 BvR 

2237/14 und Az. 1 BvR 2422/17) ebenfalls verfassungswidrig sei. Hierzu berief sie sich auf einen nicht 

veröffentlichten Beschluss des Bundesfinanzhofes vom 31.08.2021 (Az. VII B 69/21). Abweichend von 

diesem Beschluss sei die Vollziehung der Säumniszuschläge im Streitfall nicht hälftig, sondern vollstän-

dig aufzuheben. 

Das Finanzgericht Münster hob die Vollziehung des Abrechnungsbescheids über die Säumniszuschläge in 

vollem Umfang auf, denn u. a. erscheine die Verfassungsmäßigkeit der gesetzlich festgelegten Höhe der 

Säumniszuschläge von 1 % pro Monat zweifelhaft. Das Finanzamt hat die vom Finanzgericht zugelassene 

Beschwerde eingelegt. Das Finanzgericht hat der Beschwerde nicht abgeholfen und sie dem Bundes-

finanzhof zur Entscheidung vorgelegt. Ein dortiges Aktenzeichen ist derzeit noch nicht bekannt.

 11. Zum Ermessensverspätungszuschlag bei Einkommensteuerveranlagung mit Guthaben
Wenn die Einkommensteuerveranlagung eine Erstattung von Vorauszahlungen oder Steuerabzugsbeträgen 

ergibt, schließt dies bei verspäteter Abgabe der Steuererklärung nur einen Verspätungszuschlag nach 

§ 152 Abs. 2 AO aus. Ein im Ermessen des Finanzamts stehender Verspätungszuschlag von 25 Euro je 

angefangenem Monat nach § 152 Abs. 1, Abs. 5 Satz 2 AO bleibt am Ende möglich. Dieser Verspätungs-

zuschlag ist regelmäßig ermessensfehlerfrei, wenn er damit begründet wird, dass die Einkommensteuer-

erklärung schon in den drei Vorjahren mehrere Monate verspätet abgegeben wurde. Erst im Klageverfah-

ren geltend gemachte Entschuldigungsgründe sind unbeachtlich. So entschied das Hessische 

Finanzgericht (Az. 9 K 939/20). 

Die Entscheidung der Finanzbehörde lasse im Hinblick auf die Ermessensausübung keinerlei rechtliche 

Fehler erkennen. Es liege auch sonst kein Ermessensfehler vor. Das Entschließungsermessen, das die Frage 

betrifft, ob eine Rechtsfolge überhaupt ausgelöst werden soll, wurde in rechtlich nicht zu beanstanden-

der Weise ausgeübt. 
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Der Verspätungszuschlag diene dazu, den rechtzeitigen Eingang der Steuererklärungen und damit auch 

die rechtzeitige Festsetzung und Entrichtung der Steuer sicherzustellen. Er habe insoweit zugleich 

repressiven und präventiven Charakter. Der Präventivzweck des Verspätungszuschlags habe zentrale 

Bedeutung für die Ausübung des Entschließungsermessens. Die Vorschriften über Erklärungsfristen sollen 

ein ordnungsgemäßes Veranlagungsgeschäft ermöglichen. Daher könne von der Festsetzung eines Ver-

spätungszuschlags abzusehen sein, wenn das Veranlagungsgeschäft durch den verspäteten Eingang der 

Steuererklärung nicht gestört werde. Da der Verspätungszuschlag aber auch präventiven Charakter habe, 

der Steuerpflichtige also zur künftigen fristgerechten Abgabe der Steuererklärungen angehalten werden 

soll, sei nicht nur auf das laufende »Veranlagungsgeschäft« abzustellen. Ermessenswidrig könne im 

Hinblick auf den Präventivzweck die Festsetzung eines Verspätungszuschlags sein, wenn die Erklärung 

des Steuerpflichtigen erst lange Zeit nach dem Eingang bearbeitet werde. Bearbeite das Finanzamt eine 

verspätet abgegebene Steuererklärung nicht alsbald nach Eingang, sei die Festsetzung eines Verspä-

tungszuschlags jedenfalls dann nicht ermessensfehlerhaft, wenn die Verspätung nicht nur geringfügig 

war und die Veranlagung innerhalb einer angemessenen Zeit – im entschiedenen Fall 71 Tage – nach 

Eingang der Erklärung abschließend gezeichnet worden ist. Gemessen hieran sei ein Ermessensfehler 

nicht zu erkennen.

 12.  Zum »Einstiegstest« nach § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG bei der Übertragung  
von Anteilen an Kapitalgesellschaften
Das Finanzgericht Münster entschied, dass bei der Übertragung von Kapitalgesellschaftsanteilen die 

Regelung des § 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG im Wege teleologischer Reduktion dahingehend einschränkend 

auszulegen ist, dass sie nicht zur Anwendung kommt, wenn die betreffende Kapitalgesellschaft ihrem 

Hauptzweck nach einer Tätigkeit i. S. des § 13 Abs. 1, des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bzw. des § 18 Abs. 1 Nr. 1 

und 2 EStG dient (Az. 3 K 2174/19). 

§ 13b Abs. 2 Satz 2 ErbStG regele den sog. Einstiegstest. Danach sei die Inanspruchnahme der erbschaft- 

und schenkungsteuerlichen Begünstigungen für Betriebsvermögen von vornherein ausgeschlossen, wenn 

der nach dieser Vorschrift modifizierte Wert des Verwaltungsvermögens mindestens 90 v. H. des gemeinen 

Werts des grundsätzlich begünstigungsfähigen Vermögens betrage. 

Das Gericht gab der Klage statt. Im Streitfall sei der Hauptzweck der Tätigkeit der GmbH ein originär 

gewerblicher, weshalb der sog. Einstiegstest zu unterbleiben habe. Bei dem »Einstiegstest« handele es 

sich nach seinem Sinn und Zweck um einen speziellen Missbrauchsvermeidungstatbestand. Es solle 

solches begünstigungsfähiges Vermögen von der Verschonung ausgenommen sein, das nahezu ausschließ-

lich aus Verwaltungsvermögen bestehe. Wenn die Kapitalgesellschaft aber ihrem Hauptzweck nach einer 

Tätigkeit i. S. des § 13 Abs. 1, des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bzw. des § 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EStG nachgehe, 

bestehe keine Missbrauchsgefahr. Dies gelte insbesondere für Handels- und Dienstleistungsunternehmen, 

wie es die GmbH der Klägerin betreibe, die typischerweise einen vergleichsweise hohen Bestand an 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen aus ihrer gewöhnlichen Geschäftstätigkeit hätten.
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 13. Zur steuerlichen Anerkennung einer Innengesellschaft bürgerlichen Rechts
Der Bundesfinanzhof hatte zu entscheiden, ob bei schenkweiser Begründung stiller Gesellschaften zwischen 

dem Inhaber einer Einzelpraxis und seinen minderjährigen Kindern bei Einschaltung eines Ergänzungs-

pflegers von einer endgültigen Vermögensverschiebung auszugehen ist, sodass die an die Kinder ausge-

kehrten Gewinnbeteiligungen als Betriebsausgaben den Gewinn mindern (Az. VIII R 17/19). 

Ein zwischen dem Angehörigen eines freien Berufs und seinem minderjährigen Kind zivilrechtlich wirksam 

geschlossenes, als stille Gesellschaft bezeichnetes Gesellschaftsverhältnis führe hier – da es an einem 

Handelsgewerbe i. S. des § 230 HGB fehle – zur Entstehung einer Innengesellschaft bürgerlichen Rechts, 

die einer stillen Gesellschaft einkommensteuerlich gleichstehe. 

Eine solche Innengesellschaft bürgerlichen Rechts zwischen nahen Angehörigen könne steuerlich auch 

dann anerkannt werden, wenn die Beteiligung oder die zum Erwerb der Beteiligung aufzuwendenden 

Mittel dem in die Gesellschaft aufgenommenen Angehörigen unentgeltlich zugewendet worden seien. 

Voraussetzung sei jedoch, dass die Vereinbarungen einem Fremdvergleich standhalten, d. h. sie müssten 

zivilrechtlich wirksam sein, inhaltlich dem unter fremden Dritten Üblichen entsprechen und auch wie 

unter fremden Dritten vollzogen werden. 

Bei der Prüfung der Frage, ob der geschlossene Vertrag wie zwischen fremden Dritten vollzogen werde, 

komme insbesondere der Umsetzung bzw. dem Vollzug der Einlagebestimmungen, den Gewinnbeteili-

gungsregelungen und der Beachtung der Informations- und Kontrollrechte Bedeutung zu.

 14. Steuerfolgen bei der Beendigung eines Nießbrauchs an einem Grundstück
Oft wird im Wege einer vorweggenommenen Erbfolge oder besser: des Vermögensübergangs auf die 

nachfolgende Generation ein Mietwohngebäude auf Kinder übertragen mit der Zurückbehaltung der Erträge 

für die Eltern. Dies erfolgt zweckmäßigerweise durch die Bestellung eines Nießbrauchs für den bisherigen 

Eigentümer, ggfs. auch für den längstlebenden Elternteil. Im Schenkungszeitpunkt wird dann für Zwecke 

der Ermittlung der Schenkungsteuer ein gesonderter Grundstückswert festgestellt und hiervon die Nieß-

brauchsbelastung mit ihrem kapitalisierten Wert abgezogen. Der Jahreswert muss aus dem Durchschnitt 

der Erträge aus dem Grundstück (ohne AfA) ermittelt werden und ist dann mit dem Vervielfältiger ent-

sprechend dem Lebensalter des/der Berechtigten (abzulesen aus der amtlichen Sterbetafel) zu kapitali-

sieren. Sind beide Elternteile berechtigt, richtet sich der Vervielfältiger nach dem Lebensalter des/der 

statistisch Längstlebenden. Beim Kapitalwert wird ein Zinssatz von 5,5 % berücksichtigt. Sind in dem 

Gebäude nur Wohnräume vermietet, ist sowohl vom Grundstückswert als auch vom Kapitalwert des 

Nießbrauchs ein Abschlag von 10 % vorzunehmen.

Was geschieht nun beim Wegfall des Nießbrauchs im Todesfall des Erstversterbenden? Gar nichts, die 

Belastung geht auf den/die weitere/n Berechtigte/n über. Es kann allerdings dann zu einer Änderung 

des ursprünglichen kapitalisierten Nießbrauchswertes kommen, wenn die berechtigte Person relativ kurze 

Zeit nach der Nießbrauchsbestellung verstirbt. Der kurze Zeitraum beträgt 10 bis 1 Jahr, je nach dem 

Lebensalter des Berechtigten im Zeitpunkt der Nießbrauchsbestellung. Die ursprünglich festgesetzte 

Schenkungsteuer kann in diesen Fällen vom Finanzamt geändert werden, soweit noch keine Zahlungs-

verjährung eingetreten ist, d. h. 5 Jahre nach der erstmaligen Fälligkeit der Steuer (§§ 228, 229 AO). 
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Eine für die Praxis sinnvolle Variante der Versorgung der übertragenden Eltern ergibt sich aus einem Urteil 

des Bundesfinanzhofs (II R 26/19 vom 15.07.2021). Der Vater überträgt unter Zurückbehaltung des 

Nießbrauchs ein Mietwohngrundstück auf die Tochter. Nach seinem Tod soll die Mutter eine Rente aus 

den Grundstückserträgen erhalten. Bei der Festsetzung der Schenkungsteuer wird nur der Nießbrauch 

abgezogen, nicht jedoch die Rente, weil deren Entstehen ungewiss ist. Sie hängt davon ab, ob die 

Ehefrau den Ehemann überlebt. Tritt dieser Fall ein, ist die Rente vom ursprünglichen Schenkungswert 

abzuziehen. Die Kapitalisierung muss dann vom Zeitpunkt des Rentenbezugs nach dem Lebensalter der 

Ehefrau vorgenommen werden. Die Berichtigung erfolgt nur auf Antrag und ohne zeitliche Begrenzung 

wegen der Festsetzungsverjährung.

 15. Zur Stundung der Erbschaftsteuer
Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung, ob der Steuerpflichtige die auf den Erwerb einer Wohnung 

entfallende Erbschaftsteuer nur durch deren Veräußerung aufbringen kann, ist nicht der – durch die 

begehrte Stundung hinausgeschobene – Zeitpunkt der Fälligkeit der Erbschaftsteuer, sondern der Zeitpunkt 

der Steuerentstehung. So entschied das Finanzgericht München (Az. 4 K 308/20). 

Ein Anspruch auf Stundung der Erbschaftsteuer bestehe nicht, wenn zum Nachlass Geldmittel gehörten, 

die zur Tilgung der auf den Erwerb der Wohnung entfallenden Erbschaftsteuer ausgereicht hätten, jedoch 

anderweitig verwendet worden seien. 

Ein die Stundung ablehnender Verwaltungsakt erledige sich nicht durch die (teilweise) Tilgung der 

Steuerschuld, deren Stundung begehrt werde. Durch die teilweise Begleichung der Erbschaftsteuer habe 

sich das Klagebegehren daher hier nicht erledigt.

 16. Zum einheitlichen Vertragswerk im Grunderwerbsteuerrecht
Der für ein einheitliches Vertragswerk im Sinne des GrESt-Rechts erforderliche objektiv sachliche Zusam-

menhang zwischen dem Erwerb und der Bebauung eines Grundstücks wird u. a. indiziert, wenn der Ver-

äußerer dem Erwerber vor Abschluss des Kaufvertrags über das Grundstück aufgrund einer in bautechni-

scher und finanzieller Hinsicht konkreten und bis (annähernd) zur Baureife gediehenen Vorplanung ein 

bestimmtes Gebäude auf dem konkreten Grundstück zu einem im Wesentlichen feststehenden Preis 

angeboten hatte und der Erwerber dieses Angebot später unverändert oder mit nur geringen Abweichun-

gen, die den Charakter der Baumaßnahmen nicht verändert haben, angenommen hat. So entschied das 

Niedersächsische Finanzgericht (Az. 7 K 155/17). 

Auf der Veräußererseite könnten mehrere Personen als Vertragspartner auftreten, sodass sich die Ansprü-

che des Erwerbers auf Übereignung des Grundstücks und auf Errichtung des Gebäudes zivilrechtlich gegen 

verschiedene Personen richten. Es genüge, wenn der Eigentümer das Grundstück dem Bauunternehmer, 

der die Bebauung angeboten habe, »an die Hand« gegeben habe. Maßgebend sei dabei der tatsächlich 

verwirklichte Geschehensablauf. 

Ohne Bedeutung sei, ob der Erwerber tatsächlich und rechtlich in der Lage gewesen wäre, ein anderes 

Unternehmen mit der Bebauung zu beauftragen oder sich für eine andere, wesentlich vom Angebot des 

Grundstücksveräußerers abweichende Bebauung zu entscheiden, und ggf. auch entsprechende Angebote 

eingeholt habe.
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 17. Zweitwohnsitzsteuer: Befreiung prüfen
Kommunen können für einen Zweitwohnsitz Steuern verlangen. Die Höhe der Steuern legen sie selbst 

fest. Derzeit liegt der Steuersatz etwa zwischen 8 und 15 Prozent der jährlichen Nettokaltmiete – und 

für Eigentümer der ortsüblichen Miete. Unter gewissen Voraussetzungen kann man sich von der Zweit-

wohnsitzsteuer befreien lassen. 

Eine Befreiung von der Zweitwohnsitzsteuer ist z. B. möglich für Berufspendler, die am Arbeitsort einen 

zweiten Wohnsitz haben und verheiratet sind oder eine eingetragene Lebenspartnerschaft führen. Der 

Hauptwohnsitz muss die gemeinsame Wohnung mit dem Partner sein. Auch Ledige können die Zweit-

wohnsitzsteuer bei der Einkommensteuer geltend machen, wenn die Voraussetzungen für eine doppelte 

Haushaltsführung erfüllt sind. Dann darf die Person die Aufwendung als Werbungskosten oder Betriebs-

ausgaben angeben. 

Personen, die Bundesfreiwilligen- oder Zivildienst leisten und in einer Gemeinschaftsunterkunft leben, 

können sich von der Zweitwohnsitzsteuer befreien lassen. Auch Bewohner von Pflegeheimen oder thera-

peu tischen Einrichtungen müssen die Steuer nicht zahlen. Ob sich Studierende befreien lassen können, 

hängt vom Bundesland ab – in Bayern können sie z. B. einen Antrag für Geringverdiener stellen.
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 III. Bilanz- und allgemeines Wirtschaftsrecht

 1. Bei Berechnung des Mindestlohns keine Berücksichtigung von Sachbezügen
Sachbezüge finden bei der Berechnung des gesetzlichen Mindestlohns keine Berücksichtigung, denn der 

Mindestlohn muss in Geld gezahlt werden. So entschied das Bayerische Landessozialgericht (Az. L 7 BA 

1/22 B ER). 

Die zuständige Behörde verlangte von einem Restaurantbetreiber die Nachzahlung von Sozialversiche-

rungsbeiträgen in Höhe von über 10.000 Euro. Im nachfolgenden Eilverfahren vor dem Sozialgericht 

München ging es u. a. um die Frage, ob das Zurverfügungstellen von freier Unterkunft und Verpflegung 

als geldwerter Vorteil auf den gesetzlichen Mindestlohn angerechnet werden kann. Das Sozialgericht 

verneinte dies. Seiner Auffassung nach seien Sachbezüge nicht auf den Mindestlohn anzurechnen. 

Das Bayerische Landessozialgericht bestätigte die Entscheidung der Vorinstanz. An der Rechtsmäßigkeit 

des Bescheids bestünden seit dem Urteil des Bundesarbeitsgerichts (Az. 5 AZR 135/16 vom 25.10.2016) 

keine ernsthaften Zweifel. Nach dieser Entscheidung sei der gesetzliche Mindestlohn nach der Entgelt-

leistung in Form von Geld zu berechnen, sodass Sachbezüge bei der Berechnung des Mindestlohns außer 

Betracht bleiben.

 2. Arbeitgeber muss Rückzahlungsklausel für Studienkosten eindeutig formulieren
Wenn Arbeitgeber Kosten für eine Aus- oder Weiterbildung übernehmen, können Klauseln im Arbeitsver-

trag regeln, dass Beschäftigte diese Kosten zurückzahlen müssen, wenn sie ihren Arbeitsvertrag vorzeitig 

beenden. Diese Klauseln können aber unwirksam sein, wenn sie nicht eindeutig formuliert und klar 

festgelegt sind. So entschied das Arbeitsgericht Gera (Az. 3 Ca 16/21). 

Hier hatte das Unternehmen von einer ehemaligen Mitarbeiterin Studienkosten zurückgefordert. Die 

Vereinbarung sah vor, dass die Arbeitnehmerin nach erfolgreichem Abschluss ihres Studiums mindestens 

fünf weitere Jahre im Unternehmen tätig sein sollte. Bei einem Jobwechsel sollte die Rückzahlung aller 

Kosten fällig werden. Die Mitarbeiterin kündigte acht Monate nachdem sie ihr Studium abgeschlossen 

hatte – aus krankheitsbedingten Gründen. 

Eine Klage des Unternehmens gegen die Mitarbeiterin wies das Gericht ab. Die Rückzahlungsvereinbarung 

benachteilige die Mitarbeiterin unangemessen. Unter anderem sei nicht erkennbar gewesen, welche 

konkreten finanziellen Belastungen auf die Beschäftigte zukommen würden. Die Rückzahlungsverpflich-

tung sei zudem lediglich an den Wunsch der Arbeitnehmerin nach Vertragsauflösung geknüpft. Es wurde 

jedoch nicht berücksichtigt, dass dieser Wunsch auch durch ein vertragswidriges Verhalten des Arbeit-

gebers hervorgerufen sein könnte. Eine Bindungsdauer von fünf Jahren sei zu lang – gemessen an den 

Kosten von gut 11.000 Euro. Nicht zuletzt hätte sich die achtmonatige Tätigkeit nach Abschluss des 

Studiums ebenfalls auf die Höhe der Rückzahlungskosten auswirken müssen.
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 3.  Pflichtpraktikum als Zulassungsvoraussetzung für Aufnahme von Studium –  
Kein gesetzlicher Mindestlohn
Praktikanten, die ein Pflichtpraktikum absolvieren, das nach einer hochschulrechtlichen Bestimmung 

Zulassungsvoraussetzung für die Aufnahme eines Studiums ist, haben keinen Anspruch auf den gesetz-

lichen Mindestlohn. So entschied das Bundesarbeitsgericht (Az. 5 AZR 217/21). 

Die Klägerin beabsichtigte, sich an einer privaten, staatlich anerkannten Universität um einen Studien-

platz im Fach Humanmedizin zu bewerben. Nach der Studienordnung ist u. a. die Ableistung eines 

sechsmonatigen Krankenpflegedienstes Zugangsvoraussetzung für den Studiengang. Vor diesem Hinter-

grund absolvierte die Klägerin bei der Beklagten, die ein Krankenhaus betreibt, in der Zeit vom 20. Mai 

bis zum 29. November 2019 ein Praktikum auf einer Krankenpflegestation. Die Zahlung einer Vergütung 

wurde nicht vereinbart. Mit ihrer Klage hat die Klägerin unter Berufung auf das Mindestlohngesetz (MiLoG) 

Vergütung in Höhe von insgesamt 10.269,85 Euro brutto verlangt. Sie hat geltend gemacht, sie habe im 

Rahmen einer Fünftagewoche täglich 7,45 Stunden Arbeit geleistet. Ein Vorpraktikum vor Aufnahme eines 

Studiums sei kein Pflichtpraktikum im Sinne des MiLoG, daher greife die gesetzliche Ausnahme von der 

Vergütungspflicht nicht ein. Das Landesarbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. 

Die Revision der Klägerin hatte keinen Erfolg. Das Landesarbeitsgericht hat im Ergebnis zutreffend 

angenommen, dass die Beklagte nicht zur Zahlung des gesetzlichen Mindestlohns verpflichtet ist. Die 

Klägerin unterfalle nicht dem persönlichen Anwendungsbereich des MiLoG. Der Ausschluss von Ansprüchen 

auf den gesetzlichen Mindestlohn nach § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 MiLoG erfasse nach dem in der Gesetzes-

begründung deutlich zum Ausdruck kommenden Willen des Gesetzgebers nicht nur obligatorische Praktika 

während des Studiums, sondern auch solche, die in Studienordnungen als Voraussetzung zur Aufnahme 

eines bestimmten Studiums verpflichtend vorgeschrieben seien. Dem stehe nicht entgegen, dass die 

Studienordnung von einer privaten Universität erlassen wurde, denn diese Universität sei staatlich 

anerkannt. Hierdurch sei die von der Hochschule erlassene Zugangsvoraussetzung im Ergebnis einer 

öffentlich-rechtlichen Regelung gleichgestellt und damit gewährleistet, dass durch das Praktikumserfor-

dernis in der Studienordnung nicht der grundsätzlich bestehende Anspruch auf den gesetzlichen Min-

destlohn für Praktikanten sachwidrig umgangen werde.

 4. Im Urlaub Quarantäne-Anordnung – Keine Gutschrift von Urlaubstagen
Wenn ein Arbeitnehmer während seines Urlaubs wegen des Kontakts zu einer coronainfizierten Person 

aufgrund behördlicher Anordnung in Quarantäne muss, werden ihm die Urlaubstage nicht gutgeschrieben. 

Eine entsprechende Anwendung von § 9 BurlG kommt nicht in Betracht. So entschied das Landesarbeits-

gericht Schleswig-Holstein (Az. 1 Sa 208/21). 

Ein Arbeitnehmer musste im Dezember 2021 nach dem Kontakt zu einer coronainfizierten Person aufgrund 

behördlicher Anordnung seinen Urlaub in Quarantäne verbringen. Er wollte deshalb seine Urlaubstage 

gutgeschrieben haben. Da seine Arbeitgeberin dies ablehnte, erhob der Arbeitnehmer Klage. Das Arbeits-

gericht Neumünster wies die Klage ab. Dagegen richtete sich die Berufung des Arbeitnehmers. 
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Das Landesarbeitsgericht Schleswig-Holstein bestätigte die Entscheidung der ersten Instanz. Eine Gut-

schrift der Urlaubstage wegen Arbeitsunfähigkeit gemäß § 9 BUrlG sei ausgeschlossen, da der Arbeitneh-

mer nicht arbeitsunfähig erkrankt war. Eine entsprechende Anwendung der Vorschrift auf die Fälle einer 

behördlich angeordneten Quarantäne komme nicht in Betracht. Es fehle für eine entsprechende Anwen-

dung an einer planwidrigen Regelungslücke. § 9 BUrlG sei eine Ausnahmevorschrift, die auf andere 

ähnlich gelagerte Sachverhalte nicht analog angewendet werden dürfe. Zudem sei der Fall der Quarantäne- 

Anordnung nicht mit der Arbeitsunfähigkeit während des Urlaubs gleichzusetzen. Dies komme schon 

deswegen nicht in Betracht, weil es Vorgaben für den Arbeitnehmer, wie er seinen Urlaub zu verbringen 

hat, nicht gebe. Der Urlaubszweck sei die Erholung. Ein Arbeitnehmer könne also seinen Urlaub zu Hause 

spielend vor der PC-Konsole oder im Wohnzimmer liegend verbringen. In diesen Fällen werde er durch 

die Quarantäne nicht in der Verwirklichung des Urlaubszwecks beeinträchtigt. Die Anwendung von § 9 

BurlG könne nicht davon abhängig gemacht werden, wie ein Arbeitnehmer seinen Urlaub verbringen 

möchte.

 5.  Tarife bei Grundversorgung mit Strom und Gas: Unterschiede zwischen Alt- und Neukunden zulässig
Ein Energieversorgungsunternehmen kann in seiner Preisgestaltung bei der Grund- und Ersatzversorgung 

im Sinne des Gesetzes über die Elektrizitäts- und Gasversorgung (EnWG) zulässigerweise zwischen Alt- und 

Neukunden unterscheiden. Das entschied das Oberlandesgericht Köln (Az. 6 W 10/22). 

Der klagende Verbraucherverband hatte im Wege des einstweiligen Rechtschutzes die Antragsgegnerin 

als Energieversorgungsunternehmen, das die Grundversorgung von Haushaltskunden in bestimmten 

Gebieten u. a. in Köln vornimmt, wegen Unterlassung in Anspruch genommen. Die Vorgehensweise des 

Unternehmens, Haushaltskunden i. S. d. § 3 Nr. 22 EnWG zu unterschiedlichen Preisen zu beliefern und 

für die Unterscheidung allein auf das Datum des Vertragsschlusses abzustellen, stelle einen Verstoß gegen 

die Vorschriften des EnWG dar. Das Landgericht Köln hatte einen entsprechenden Unterlassungsanspruch 

abgelehnt und den Antrag auf Erlass einer einstweiligen Verfügung zurückgewiesen. 

Dieser Auffassung hat sich das Oberlandesgericht angeschlossen. Zur Begründung hat es im Wesentlichen 

ausgeführt, dass ein Energieversorgungsunternehmen für Netzgebiete, in dem es die Grundversorgung 

von Haushaltskunden durchführt, zwar nach § 36 Abs. 1 S. 1 EnWG verpflichtet ist, Allgemeine Bedingun-

gen und Preise öffentlich bekannt zu geben und jeden Haushaltskunden zu diesen Bedingungen und 

Preisen zu beliefern. Allerdings begründe dies keine Verpflichtung zur Belieferung sämtlicher Kunden zu 

gleichen Preisen. Vielmehr sei der in § 36 Abs. 1 Satz 1 EnWG normierte Grundsatz der Preisgleichheit 

dahingehend zu verstehen, dass die Lieferung der Energie zu den allgemeinen Preisen, die veröffentlicht 

wurden, und nicht ohne Bezug dazu angeboten wird. Zwar würden damit im Ergebnis die Kunden benach-

teiligt, die zu einem späteren Zeitpunkt die Grundversorgung in Anspruch nehmen und dafür höhere 

Preise zahlen müssten. Allerdings erfolge diese Benachteiligung aus einem sachlichen Grund. Denn 

alternativ müssten die Kunden, die bereits (ggf. aus wirtschaftlicher Not) die Grundversorgung in Anspruch 

nehmen, erhöhte Preise bezahlen. Ein anderes Verständnis der genannten Norm führe darüber hinaus zu 

einer unverhältnismäßigen Einschränkung der Entscheidungsfreiheit des Versorgungsunternehmens.
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 6. Verwahrentgelt benachteiligt Bankkunden unangemessen und ist unzulässig
Eine Bank darf für die Verwahrung von Einlagen auf Girokonten kein gesondertes Entgelt berechnen. Das 

hat das Landgericht Düsseldorf nach einer Klage des Verbraucherzentrale Bundesverbands (vzbv) gegen 

die Volksbank Rhein-Lippe entschieden (Az. 12 O 34/21). 

Die Volksbank Rhein-Lippe hatte im April 2020 für Neukunden ein Verwahrentgelt eingeführt. Für Einla-

gen über 10.000 Euro verlangt die Bank seitdem ein Entgelt von 0,5 Prozent pro Jahr. Gegen die entspre-

chende Klausel im Preisaushang hatte der vzbv geklagt. 

Das Gericht entschied, dass das Kreditinstitut neben Kontoführungsführungsgebühren kein Verwahrent-

gelt berechnen darf. Das sei mit den gesetzlichen Regelungen zum Girovertrag nicht vereinbar. Die 

Geldverwahrung sei Voraussetzung für die vereinbarten Zahlungsdienstleistungen und damit dem Giro-

vertrag immanent. Es handele sich nicht um eine zusätzlich angebotene Sonderleistung, die ein Kunde 

annehmen könne oder nicht. Die Bank berechne für ihre Girokonten zudem bereits eine Kontoführungs-

gebühr. Durch ein zusätzliches Verwahrentgelt müssten Verbraucherinnen und Verbraucher für eine ein-

heitliche Leistung eine doppelte Gegenleistung erbringen.

 7. Fitnessstudio muss Kundenbeiträge für Lockdown-Zeit zurückzahlen
Wer im Corona-Lockdown sein Fitnessstudio wegen der Schließung nicht nutzen konnte, hat Anspruch 

auf die in dieser Zeit gezahlten Mitgliedsbeiträge. Das entschied der Bundesgerichtshof (BGH, Az. XII ZR 

64/21). Der Zweck eines Fitnessstudiovertrags liege in der regelmäßigen sportlichen Betätigung. Bei 

einer mehrwöchigen Schließung sei es unmöglich gewesen, diese Leistung zu erbringen. 

Der Kläger hatte einen Zwei-Jahres-Vertrag abgeschlossen, der im Dezember 2019 zu laufen begann. Nach 

Ausbruch der Corona-Pandemie hatte das Studio vom 16. März bis zum 4. Juni 2020 schließen müssen. 

Der Betreiber zog trotzdem weiter die monatlichen Beiträge von 29,90 Euro ein. Der Kunde hatte sein 

Studio zunächst vergeblich zur Rückzahlung aufgefordert und schließlich einen Wertgutschein über die 

Summe verlangt. Das Studio bot ihm aber lediglich eine »Gutschrift über Trainingszeit« an, was der Kunde 

ablehnte. 

Der Bundesgerichtshof gab dem Kläger Recht. Bei einem Fitnessstudiovertrag mit mehrmonatiger fester 

Laufzeit sei gerade die regelmäßige und ganzjährige Öffnung und Nutzbarkeit des Studios von entschei-

dender Bedeutung. Im Lockdown habe dieser Vertragszweck nicht erreicht werden können. Das Studio 

habe auch kein Recht, die Wochen der Schließung an die Vertragslaufzeit anzuhängen. Das begründete 

das Gericht auch mit der Gutschein-Lösung, die der Gesetzgeber im Frühjahr 2020 eingeführt hatte, um 

massenhafte Insolvenzen durch Rückforderungen zu verhindern. Die Regelung sah vor, dass Veranstalter 

und Einrichtungen Eintrittskarten und »Nutzungsberechtigungen« auch mit einem Gutschein erstatten 

können. Damit sei eine abschließende Regelung getroffen worden. Eine Vertragsanpassung finde daneben 

nicht statt.
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 8. Absehen vom Fahrverbot – Vorliegen einer besonderen Härte muss erwiesen sein
Das Überschreiten der zulässigen Höchstgeschwindigkeit um mind. 41 km/h indiziert grundsätzlich die 

Verhängung eines Fahrverbots von einem Monat. Davon kann nur abgesehen werden, wenn Anhaltspunkte 

für eine außergewöhnliche Härte vorliegen. Der Verlust des Arbeitsplatzes kann im Einzelfall eine solche 

unverhältnismäßige Härte darstellen. Dies bedarf jedoch der ausführlichen Begründung und Darlegung 

der zugrundliegenden Tatsachen. Die kritiklose Übernahme der Einlassung des Betroffenen durch den 

Tatrichter oder bloße Vermutungen genügen nicht. So entschied das Oberlandesgericht Frankfurt (Az. 3 

Ss-OWi 415/22).

Der Betroffene überschritt die zulässige Höchstgeschwindigkeit um mindestens 43 km/h. Gegen ihn wurde 

deshalb nach der damals gültigen Bußgeldkatalogverordnung eine Geldbuße von 160 Euro und ein 

Fahrverbot von einem Monat verhängt. Auf seinen Einspruch hin setzte das Amtsgericht Wiesbaden die 

Geldbuße auf 320 Euro fest und hob das Fahrverbot auf. Der Betroffene hatte u. a. darauf hingewiesen, 

seit dem 01.10.2021 als Berufskraftfahrer zu arbeiten und sich noch in der Probezeit zu befinden. Ihm 

könne deshalb ohne Begründung gekündigt werden. Dies sei zu befürchten, wenn ein Fahrverbot fest-

gesetzt werde. Das Amtsgericht sah deshalb das Fahrverbot als besondere Härte an. 

Das Oberlandesgericht hat hingegen das amtsgerichtliche Urteil aufgehoben, mit welchem das verhängte 

Fahrverbot aufgehoben worden war. Die Feststellungen des Amtsgerichts deckten nicht die Vorausset-

zungen für ein Absehen von einem Fahrverbot. Die festgestellte Ordnungswidrigkeit werde mit einer 

Regelgeldbuße von 160 Euro und einem Regelfahrverbot von einem Monat belegt. Wenn trotz eines 

Regelfalls die Verhängung eines Fahrverbots unangemessen sei, könne zwar von einem Fahrverbot 

abgesehen werden. Dies sei etwa anzunehmen, wenn dem Betroffenen infolge des Fahrverbots der Verlust 

seines Arbeitsplatzes drohe. Insoweit fehlten jedoch tragfähige Urteilsfeststellungen. Die Feststellungen 

des Amtsgerichts beruhten allein auf den Angaben des Betroffenen. Aus welchen Gründen diese für 

glaubhaft erachtet wurden, um Missbrauch auszuschließen und eine fundierte Grundlage zu schaffen, sei 

nicht dargelegt. So sei auch nicht erkennbar, ob Zweifel am Zutreffen dieser Angaben des Betroffenen 

aufgekommen seien. Das Oberlandesgericht hat die Sache an das Amtsgericht zurückverwiesen, damit 

weitere Feststellungen zur Frage, ob das Fahrverbot im konkreten Fall eine besondere Härte darstellen 

würde, treffen kann.
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 9. Rechts aufgestelltes Temposchild – Geltung auf sämtlichen Fahrbahnen der Autobahn
Ein an einer Autobahn rechts aufgestelltes Temposchild gilt für sämtliche Fahrbahnen der Autobahn und 

nicht nur für den Einfädelungs- bzw. Ausfädelungsstreifen. So entschied das Oberlandesgericht Düsseldorf 

(Az. 2 Rbs 31/22). 

Ein Autofahrer überschritt auf einer Autobahn die zulässige Höchstgeschwindigkeit von 80 km/h um 58 km/h. 

Zwar hatte er nach eigenen Angaben das rechts aufgestellte Temposchild gesehen, jedoch angenommen, 

dass sich dieses nur auf den rechtsseitig verlaufenden kombinierten Einfädelungs- und Ausfädelungs-

streifen bezog und nicht auf die beiden Hauptfahrbahnen. Das links aufgestellte Temposchild sei von 

einem anderen Fahrzeug verdeckt gewesen. Der Autofahrer wurde vom Amtsgericht wegen eines vorsätz-

lichen Geschwindigkeitsverstoßes zu einer Geldbuße von 600 Euro und einem einmonatigen Fahrverbot 

verurteilt. Dagegen richtete sich seine Rechtsbeschwerde. 

Das Oberlandesgericht bestätigte jedoch die Entscheidung der Vorinstanz. Der Regelungsbereich eines 

rechts aufgestellten Verkehrszeichens umfasse im Sinne einer quer zur Fahrbahn verlaufenden Linie 

sämtliche Fahrstreifen. Verkehrszeichen stünden als Schilder regelmäßig rechts. Wenn sie nur für einzelne 

Fahrbahnen gelten, seien sie in der Regel über diesen angebracht. Die Ansicht des Betroffenen, das 

Temposchild hätte unmittelbar rechts neben den beiden Hauptfahrbahnen stehen müssen, um für diese 

Wirkung zu entfalten, gehe nach Auffassung des Oberlandesgerichts fehl. Denn dann würde das Schild 

zu einem lebensgefährlichen Verkehrshindernis für Fahrer, die einen Spurwechsel vollziehen wollen. 

Verkehrszeichen dürften nicht innerhalb der Fahrbahn aufgestellt werden.

 10.  Betriebskosten: Mieter hat grundsätzlich Anspruch auf Einsicht in Originale der Abrechnungsbelege
Grundsätzlich steht einem Mieter ein Anspruch auf Einsicht in die Originale der Abrechnungsbelege zur 

Betriebskostenabrechnung zu. In Einzelfällen kann vom Vermieter aber nur die Vorlage von Kopien oder 

Scanprodukten geschuldet sein. So entschied der Bundesgerichtshof (Az. VIII ZR 66/20). 

Mieter einer Wohnung beanspruchten Einsicht in die Originalbelege zu den Betriebskostenabrechnungen 

für die Jahre 2015 bis 2017. Die Vermieterin hatte nur Belegkopien übersandt. Während das Amtsgericht 

Günzburg den Anspruch der Mieter auf Einsicht in die Originalbelege bejahte, verneinte das Landgericht 

Memmingen einen solchen Anspruch. Seiner Auffassung nach sei der Anspruch durch die Übersendung 

der Kopien erfüllt worden. Gegen diese Entscheidung richtete sich die Revision der Mieter. 

Der Bundesgerichtshof wies darauf hin, dass einem Mieter gemäß § 259 Abs. 1 BGB grundsätzlich ein 

Anspruch auf Einsicht in die Originale der Abrechnungsbelege zur Betriebskostenabrechnung zustehe. 

Der Anspruch sei nicht von einem besonderen Interesse der Mieter abhängig. Werden dem Mieter ohne 

sein Einverständnis lediglich Belegkopien übersandt, müsse er also nicht den Verdacht begründen, die 

Kopien seien manipuliert oder weisen Unstimmigkeiten auf. Darauf komme es nicht an. Jedoch könne in 

Einzelfällen der Anspruch der Mieter auf die Vorlage von Kopien oder Scanprodukten beschränkt sein. Ob 

ein solcher Ausnahmefall vorliege, müsse der Tatrichter unter Würdigung aller Umstände des Einzelfalls 

entscheiden. Voraussetzung sei aber auf jeden Fall, dass die Kopien geeignet seien, die dokumentierten 

Erklärungen unverändert wiederzugeben. Zweifel an der Authentizität und Unverfälschtheit gingen dabei 

zu Lasten des Vermieters.
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